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Vorwort 

Liebe Bürgerinnen und Bürger,  

als Bürgermeister der Verbandgemeinde Langenlonsheim-Stromberg ist es meine Aufgabe, 

mich für das Wohl unserer Gemeinden einzusetzen. Eine der größten Herausforderungen, 

denen wir uns derzeit gegenübersehen, ist der Klimawandel. Wir alle spüren bereits seine 

Auswirkungen in Form von Hitzewellen, Dürren und Unwettern. Deshalb haben wir uns 

entschieden, ein Klimaschutzkonzept zu erstellen, um aktiv gegen den Klimawandel 

vorzugehen und unsere Gemeinden zukunftsfähig zu machen. 

Das Konzept gibt uns eine klare Strategie vor, wie wir unsere CO2-Emissionen reduzieren 

können und welche Maßnahmen wir ergreifen müssen, um unsere Gemeinde 

klimafreundlicher zu gestalten. Es ist nicht nur ein Plan für die Zukunft, sondern auch ein 

wichtiger Meilenstein in unserem Bestreben, unsere Umwelt zu schützen und unseren Beitrag 

zur Erreichung der globalen Klimaziele zu leisten. 

Nun beginnt die Umsetzung der Maßnahmen und ich bin fest davon überzeugt, dass wir als 

Gemeinschaft diese Herausforderung meistern werden. Das Klimaschutzkonzept wird uns 

dabei helfen, gezielt und effektiv vorzugehen und umso mehr motivieren, Veränderungen zu 

bewirken. Es ist eine Chance für uns, unsere Gemeinde nachhaltiger und lebenswerter zu 

gestalten und einen positiven Beitrag zur Bewältigung der globalen Klimakrise zu leisten. 

Ich bedanke mich bei allen Beteiligten, die an der Erstellung dieses Konzepts mitgewirkt haben 

und freue mich darauf, gemeinsam mit Ihnen die Umsetzung der Maßnahmen anzugehen. 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

Michael Cyfka 

Bürgermeister 

  



  

Liebe Leserinnen und Leser, 

ich freue mich sehr, Ihnen endlich das Klimaschutzkonzept unserer Verbandsgemeinde 

Langenlonsheim-Stromberg vorzustellen. Seit Monaten haben wir hart daran gearbeitet, um 

ein Konzept zu entwickeln, das nicht nur die Herausforderungen des Klimawandels erkennt 

und anspricht, sondern auch umsetzungs- und bedarfsorientierte Lösungen bietet, um diese 

zu bewältigen. 

Nun liegt das Klimaschutzkonzept vor uns und ich bin überzeugt, dass es der richtige Weg ist, 

um eine nachhaltige Zukunft für unsere Kommunen zu gestalten. Das Konzept identifiziert 

konkrete Maßnahmen, die uns helfen werden, unseren CO2-Fußabdruck zu reduzieren und 

die Umwelt zu schützen. Die Umsetzung dieser Maßnahmen wird eine große Herausforderung 

sein, aber ich bin optimistisch, dass wir es schaffen können. 

Als Klimaschutzmanagerin unserer schönen Verbandsgemeinde bin ich davon überzeugt, dass 

wir eine Verantwortung haben, unseren Beitrag zum globalen Klimaschutz zu leisten. Durch 

dieses Konzept sind wir nun umso mehr motiviert, uns dieser Verantwortung zu stellen und 

konkrete Maßnahmen umzusetzen, die uns auf den richtigen Weg bringen. 

Ich hoffe, dass dieses Klimaschutzkonzept dazu beiträgt, das Bewusstsein für den Klimawandel 

zu schärfen und uns alle dazu anspornt, aktiv an der Umsetzung von Maßnahmen 

mitzuwirken. Ich danke allen Beteiligten, die an der Erstellung dieses Konzepts mitgewirkt 

haben, und freue mich darauf, gemeinsam mit Ihnen an einer nachhaltigen Zukunft zu 

arbeiten. 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

Alina Recker 

Klimaschutzmanagerin
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I. Zusammenfassung 
Das vorliegende integrierte Klimaschutzkonzept wurde im Rahmen der Klimaschutzinitiative 

des Bundesministeriums Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK)bgefördert. Diese wurde vom 

Verbandsgemeinderat und der Verwaltung der Verbandsgemeinde Langenlonsheim-

Stromberg initiiert und in Kooperation mit der EnergyEffienz GmbH (E-Eff) umgesetzt. Die 

anschließende Umsetzung des integrierten Klimaschutzkonzepts wird angestrebt. Mit dem 

Beschluss des Verbandsgemeinderates folgt die Umsetzungsphase der Maßnahmen. 

Energie- & Treibhausgasbilanz 

Die Bilanzierung erfolgte mit der internetbasierten Plattform "Klimaschutzplaner" nach der 

BISKO-Standard-Methode, um eine Harmonisierung und Vergleichbarkeit der Ergebnisse zu 

gewährleisten. Außerdem entsteht sie unter Anwendung eines endenergiebasierten 

Territorialbilanz-Ansatzes und umfasst die fünf Bereiche Haushalte, Gewerbe, Industrie, 

Verkehr und städtische Einrichtungen. Die Autobahnen in der Verbandsgemeinde 

beeinflussen die Bilanzergebnisse erheblich, daher wurden zwei Varianten der Berechnungen 

durchgeführt. Die Einspeisung von nicht eigenverbrauchtem Strom aus erneuerbaren 

Energien wird nur bedingt eingerechnet, da der Fokus auf der Energie- und 

Emissionseinsparung innerhalb der Verbandsgemeinde liegt. Für die Auswirkungen der 

Potenziale der einzelnen Sektoren Strom, Wärme und Verkehr auf die Treibhausgasbilanz in 

der Verbandsgemeinde Langenlonsheim-Stromberg, werden die Emissionsreduktionen im 

Referenzszenario (ohne zusätzliche Anstrengungen/ Maßnahmen) und im 

Klimaschutzszenario (mit ambitionierten Maßnahmen) bis 2030 und 2040 dargestellt. 

In Ihrer Gesamtheit hat die Verbandsgemeinde Langenlonsheim-Stromberg im Jahr 2019 

insgesamt rund 918.000 Megawattstunden Energie verbraucht und dabei rund 287.000 

Tonnen Kohlenstoffdioxid ausgestoßen. Der Verkehrssektor hat mit 61 Prozent den größten 

Anteil am Energieverbrauch, gefolgt vom Wärmesektor mit 30 Prozent und dem Stromsektor 

mit 9 Prozent. Im Verkehrssektor wird der Großteil des Energieverbrauchs durch Diesel (68 

Prozent) und Benzin (26 Prozent) verursacht, während im Wärmesektor hauptsächlich Gas (14 

Prozent) und Öl (10 Prozent) genutzt werden. Private Haushalte haben mit 27 Prozent den 

zweitgrößten Anteil am Energieverbrauch, gefolgt von der Industrie mit 7 Prozent und dem 

Gewerbe mit 5 Prozent. Die Einspeisung erneuerbarer Energien in das Stromnetz liegt bei 89 

Prozent des Stromverbrauchs. 



Zusammenfassung  

Im Jahr 2019 betrugen die Treibhausgasemissionen der Verbandsgemeinde Langenlonsheim-

Stromberg insgesamt rund 287.000 Tonnen CO2, wobei der Verkehrssektor für 61% der 

Emissionen verantwortlich war. Ohne Berücksichtigung der Autobahndaten reduzieren sich 

die Emissionen auf 252.000 Tonnen CO2. Der Wärmesektor war für die Hälfte der Emissionen 

verantwortlich, gefolgt vom Stromsektor mit 28%. Rund die Hälfte der Emissionen entfiel auf 

private Haushalte, 22% auf den Verkehrssektor und 18% auf den Industriesektor. Um das 

1,5°C-Ziel zu erreichen, liegt das CO2-Budget pro Jahr weltweit bei 1,5 Tonnen CO2 pro Kopf. 

Der Anteil der kommunalen Liegenschaften an den Gesamtemissionen liegt bei weniger als 

1%. Das bedeutet, dass die Emissionen, die durch die Nutzung von Gebäuden wie Rathäusern, 

Schulen und öffentlichen Einrichtungen entstehen, nur einen sehr geringen Beitrag zu den 

Gesamtemissionen der Verbandsgemeinde Langenlonsheim-Stromberg im Jahr 2019 leisten. 

Jedoch sind die kommunalen Verbräuche dennoch von Bedeutung, insbesondere auf lokaler 

Ebene. Deshalb ist es wichtig, dass die Verwaltung hier eine Vorbildfunktion übernimmt und 

versucht, ihre Emissionen zu reduzieren oder auszugleichen. Das kann nicht nur positive 

Effekte auf die Umwelt haben, sondern auch Kosten einsparen und ein positives Signal an 

Bürger sowie Unternehmen senden. 

Potenziale und Szenarien 

In allen Sektoren (Verkehr, Wärme, Strom) gibt es große Einsparpotenziale. Für eine 

Verbesserung des Bundesstrommixes sind lokale Aktivitäten zum Ausbau der regenerativen 

Stromerzeugung unerlässlich. Im Wärmesektor sind insbesondere Maßnahmen zur Steigerung 

der Sanierungsrate sowie die verstärkte Nutzung von Umweltwärme, Biomasse und 

Nahwärme ausschlaggebend. Im Verkehrssektor sind lokale Verkehrsvermeidung, der Ausbau 

des öffentlichen Nahverkehrs sowie der Umstieg auf alternative Kraftstoffe die wichtigsten 

Stellschrauben. 

Die dargestellten Szenarien zeigen, dass für eine Treibhausgasneutralität überaus 

ambitionierte Maßnahmen und das Engagement aller Akteure notwendig sind. Die 

getroffenen Annahmen beruhen auf den derzeit bestehenden Rahmenbedingungen und 

können durch gesetzliche Regelungen und Pflichten sowie technologische Verbesserungen 

und die Entwicklung neuer technischer Möglichkeiten verbessert werden. Es ist jedoch zu 

beachten, dass nach dem derzeitigen BISKO-Standard Ökostrom und Emissionssenken nicht 

angerechnet werden können. 
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Die Ergebnisse des hier vorliegenden integrierten Klimaschutzkonzeptes dienen als 

strategische Entscheidungsgrundlage und Planungshilfe für zukünftige Klimaschutzaktivitäten. 

Ein weiterer wichtiger Bestandteil des integrierten Klimaschutzkonzeptes ist die feste 

Verankerung des Klimaschutzes in der Verbandsgemeinde Langenlonsheim-Stromberg. 

  



Einleitung  

II. Einleitung 
Der Klimawandel stellt eine der größten Herausforderungen unserer Zeit dar. Die steigenden 

Temperaturen, der Anstieg des Meeresspiegels und extreme Wetterereignisse haben bereits 

heute Auswirkungen auf unser Leben und unsere Umwelt. Auch auf lokaler Ebene sind wir 

gefordert, einen Beitrag zu leisten und unsere CO2-Emissionen zu reduzieren. 

Ein Klimaschutzkonzept bietet hierfür eine strukturierte Herangehensweise und legt konkrete 

Maßnahmen fest, um die Treibhausgasemissionen zu senken. Dabei werden nicht nur 

technische Lösungen berücksichtigt, sondern auch soziale, ökonomische und politische 

Aspekte einbezogen. Das Ziel ist es, eine nachhaltige Entwicklung zu fördern und die 

Lebensqualität vor Ort zu steigern. 

In diesem Kontext hat sich auch die Verbandsgemeinde Langenlonsheim-Stromberg nach dem 

Beschluss des Verbandsgemeinderates am 10.05.2021 dazu entschlossen, ein integriertes 

Klimaschutzkonzept zu erarbeiten. Das Konzept soll einen Überblick über den Status Quo der 

CO2-Emissionen sowie die Potenziale zur Reduktion aufzeigen und konkrete Maßnahmen zur 

Umsetzung definieren. Dabei werden alle relevanten Akteure und Interessensgruppen in den 

Prozess eingebunden, um eine breite Zustimmung und Akzeptanz zu erreichen und ein 

Konzept zu erstellen, welches sowohl bedarfs- als auch umsetzungsorientiert ist. 

Im folgenden Konzept werden die Ergebnisse der Analysephase, die formulierten 

Zielsetzungen sowie die geplanten Maßnahmen detailliert dargestellt. 

II.1.  Hintergrund und Motivation 
Laut dem jüngsten Sachstandsbericht des Weltklimarats IPCC (2021, AR6) gibt es eine 

dringende Warnung vor den zukünftigen Folgen des Klimawandels. Bereits im Sonderbericht 

von 2018 (AR5) wurde darauf hingewiesen, dass der Anstieg der globalen 

Durchschnittstemperatur um 1,5°C im Vergleich zum vorindustriellen Niveau zwischen 2030 

und 2052 eintreten würde, wenn keine tiefgreifenden gesellschaftspolitischen 

Veränderungen im Umgang mit dem Treibhausgasausstoß erfolgen. Im sechsten 

Sachstandsbericht wurde erneut eine Prognose für die Zukunft abgegeben, in der der 

Sonderbericht "1,5°C Globale Erwärmung" besagt, dass die Obergrenze von 1,5°C mit hoher 

Wahrscheinlichkeit bereits in den frühen 2030er Jahren überschritten wird. Dies bedeutet, 

dass das im Pariser Klimaabkommen festgelegte Erwärmungslimit bereits in der ersten Hälfte 

des 21. Jahrhunderts erreicht wird. 
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Abbildung 1: Beobachtete monatliche mittlere globale Oberflächentemperatur und geschätzte 
menschengemachte Erwärmung (IPCC AR5, 2018) 

 

Abbildung 2: Keeling Curve Mauna Loa source data, 800,000 Jahre (Scripps Institution of Oceanography at UC 
San Diego, 2023) 

 

Die Bundesregierung hat mit einem Beschluss vom 24.06.2021 das Ziel festgelegt, den 

bundesweiten Ausstoß von Kohlendioxid und anderen Treibhausgasen bis 2030 um 65 %, bis 

2040 um 88 % und bis 2045 um 100 % (angestrebte THG-Neutralität) im Vergleich zum 

Ausgangsjahr 1990 zu reduzieren. Aus diesem Grund initiiert und fördert das 

Bundesumweltministerium deutschlandweite Klimaschutzprojekte im Rahmen der 

Nationalen Klimaschutzinitiative (NKI) seit 2008. 



Einleitung  

Auf kommunaler Ebene werden Klimaschutzprojekte über die Kommunalrichtlinie gefördert, 

wobei ein Förderschwerpunkt die Erstellung von Klimaschutzkonzepten im Erstvorhaben 

durch die Zusammenarbeit von externen Dienstleistern und Klimaschutzmanagern ist. Die VG 

Langenlonsheim-Stromberg hat diese Förderung Ende 2021 beantragt und vom Projektträger 

Jülich (jetzt Zukunft-Umwelt-Gesellschaft) bewilligt bekommen. 

Das vorliegende Klimaschutzkonzept der Verbandsgemeinde Langenlonsheim-Stromberg 

umfasst die folgenden klimarelevanten Themenfelder aus dem Bilanzjahr 2019: 

 Private Haushalte 

 Öffentliche Hand 

 Industrie, Gewerbe/Handel/Dienstleistungen 

 Verkehr 

 Abfall, Abwasser 

 Sowie Strom- / Wärmeerzeugung 

Die Verbandsgemeinde Langenlonsheim-Stromberg plant nach Abschluss ihres 

Klimaschutzkonzepts, auch weitere Projekte umzusetzen. Hierfür soll das dreijährige 

Vorhaben „Klimaschutzmanagement“ von der Zukunft-Umwelt-Gesellschaft (ZUG) gefördert 

werden und darauf abzielen, das erstellte integrierte Klimaschutzkonzept in die Tat 

umzusetzen. Folglich dient das Konzept als strategische Entscheidungsgrundlage und 

Planungshilfe für zukünftige Klimaschutzaktivitäten. Ein weiterer wichtiger Aspekt des 

integrierten Klimaschutzkonzepts ist die feste Verankerung des Klimaschutzes in der 

Verbandsgemeinde Langenlonsheim-Stromberg. 

II.2. Aufgabenstellung und Zielsetzung 
Das Ziel des Projekts ist die Erstellung eines bedarfs- und umsetzungsorientierten 

Klimaschutzkonzepts und die Schaffung einer Grundlage für die Verstetigung und das 

Controlling der Klimaschutzaktivitäten in der Verbandsgemeinde Langenlonsheim-Stromberg.  

 

Abbildung 3: Grundlagen der Bilanzierung (EnergyEffizienz GmbH, 2022) 



Integriertes Klimaschutzkonzept der Verbandsgemeinde Langenlonsheim-Stromberg 

 
 

 

 

Die Zielsetzung dieses Klimaschutzkonzepts ist es, eine realistische Basis für eine langfristige, 

effektive und nachhaltige Reduktion der Treibhausgasemissionen im Gebiet zu schaffen. Dazu 

sollen konkrete Maßnahmen und Handlungsempfehlungen erarbeitet werden, die auf den 

Bilanzdaten des Jahres 2019 aufbauen und gezielt die größten Emissionsquellen im Gebiet 

ansprechen. Das Klimaschutzkonzept soll sowohl kurzfristige als auch langfristige Ziele und 

Maßnahmen beinhalten, um eine kontinuierliche Reduktion der Emissionen zu erreichen. 

Letztendlich soll das Konzept dazu beitragen, die regionale Verantwortung im globalen Kampf 

gegen den Klimawandel wahrzunehmen und den Bürgern eine nachhaltigere und 

klimafreundlichere Zukunft zu ermöglichen. 

Das Klimaschutzkonzept der Verbandsgemeinde Langenlonsheim-Stromberg hat die folgende 

Aufgabenstellung und Zielsetzung:  

 Es soll eine einheitliche Datengrundlage geschaffen werden, um den Energieverbrauch 

und die CO2-Emissionen in allen relevanten Bereichen wie kommunale Gebäude, 

Straßenbeleuchtung, private Haushalte, Gewerbe/Handel/Dienstleistung, Industrie 

und Verkehr transparent zu machen. 

 Ein Handlungskonzept wird entwickelt, das kurz-, mittel- und langfristige Maßnahmen 

zur Energieeinsparung, Energieeffizienz und Reduzierung von CO2-Emissionen sowie 

die Optimierung hin zu nachhaltigen Energieversorgungsstrukturen umfasst. Diese 

Maßnahmen sollen von den Akteuren in der Verbandsgemeinde umgesetzt werden 

können. 

 Es werden vertretbare Klimaschutzziele und -leitbilder formuliert, die die kommunalen 

Potenziale und Gegebenheiten berücksichtigen. 

 Das Klimaschutzkonzept soll die lokalen Akteure motivieren, sich an der Umsetzung 

der Klimaschutzmaßnahmen zu beteiligen. 

II.3. Projektzeitplan und –ablauf 
Im Zeitraum zwischen April 2022 und Juli 2023 wurde das integrierte Klimaschutzkonzept der 

Verbandsgemeinde Langenlonsheim-Stromberg erarbeitet. Dieses basiert auf einem 

Anforderungsprofil, welches in Zusammenarbeit mit einem externen Dienstleister, 

EnergyEffizienz GmbH, abgestimmt wurde. Dabei werden die Anforderungen berücksichtigt, 

die sich aus der Richtlinie "zur Förderung von Klimaschutzkonzepten im kommunalen Umfeld 
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- Kommunalrichtlinie" des Bundesministeriums sowie dem Hinweisblatt "für strategische 

Förderschwerpunkte" ergeben. Die Konzepterstellung erfolgt in mehreren Arbeitspaketen, die 

im Folgenden kurz beschrieben werden.  

 

Abbildung 4: Arbeitspakete und Ablauf der Erstellung des Klimaschutzkonzepts 

Die Erstellung eines Klimaschutzkonzepts erfolgt in der Regel in mehreren Schritten. Zunächst 

steht die Ist-Analyse an. Hier werden der Energieverbrauch und die Treibhausgasemissionen, 

gemäß des endenergiebasierten Territorialprinzips für den stationären 

Energieverbrauchsbereich und für den Sektor Mobilität, in der Verbandsgemeinde 

Langenlonsheim-Stromberg ermittelt. Dabei werden auch die Potenziale für 

Energieeinsparung und die Reduzierung von Treibhausgasemissionen analysiert. In diesem 

Schritt erfolgt auch eine umfassende Akteurs- und Gremienarbeit, um alle relevanten 

Gruppen und Interessensvertreter in den Prozess einzubeziehen. 

Im Anschluss an die Ist-Analyse beginnt die Partizipation der Beteiligten. Hierbei werden 

Maßnahmen zur Einsparung von Energie und Reduzierung von Treibhausgasemissionen 

entwickelt und priorisiert. Die Erarbeitung von konkreten Handlungsempfehlungen erfolgt 

dabei in enger Zusammenarbeit mit den relevanten Akteuren und Interessengruppen. Auch 

die Kommunikationsstrategie und Öffentlichkeitsarbeit sind hier von großer Bedeutung, um 

die Bürger über die geplanten Maßnahmen zu informieren und zur Mitarbeit zu motivieren. 

Schließlich wird ein Controlling- und Verstetigungskonzept erarbeitet. Dieses stellt sicher, dass 

die geplanten Maßnahmen umgesetzt werden und ihre Wirkung auch langfristig erhalten 
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bleibt. Hierbei werden geeignete Instrumente zur Erfolgsmessung und Überwachung der 

Umsetzung festgelegt. 

II.4. Vorgehensweise im Beteiligungsprozess  

II.4.1. Auftaktveranstaltung 
Im Rahmen der Erstellung des integrierten Klimaschutzkonzepts für die Verbandsgemeinde 

Langenlonsheim-Stromberg wurde am 09.11.2022 eine öffentliche Auftaktveranstaltung 

durchgeführt. Die Verbandsgemeinde Langenlonsheim-Stromberg stellt sich der 

Gemeinschaftsaufgabe „Klimaschutz“ und hat sich zum Ziel gesetzt, gemeinsam mit ihren 

Bürgern sowie weiteren Akteuren vor Ort ein Integriertes Klimaschutzkonzept zu erstellen. 

In der Auftaktveranstaltung, wurden die Projektbausteine zur Erstellung des integrierten 

Klimaschutzkonzepts, erste Ergebnisse der Energie- und Treibhausgasbilanz sowie 

Beteiligungsmöglichkeiten vorgestellt. Zusammen mit der EnergyEffizienz GmbH konnten die 

Besucher in vier Workshops eigene Maßnahmen und Ideen vorschlagen. Diese werden 

gesammelt und im Maßnahmenkatalog berücksichtigt. 

Eine solche Auftaktveranstaltung kann dazu beitragen, das Engagement und die Motivation 

der Beteiligten zu fördern und das Bewusstsein für die Bedeutung des Klimaschutzes zu 

schärfen. Es bietet eine Gelegenheit für den Austausch von Ideen und Erfahrungen, um 

gemeinsam Ziele und Maßnahmen für den Klimaschutz zu entwickeln. Darüber hinaus kann 

eine Auftaktveranstaltung dazu beitragen, die Öffentlichkeit für das Klimaschutzkonzept und 

die damit verbundenen Ziele zu sensibilisieren und die Akzeptanz für die Umsetzung der 

Maßnahmen zu erhöhen. 

II.4.2. Online Umfrage 
Im Anklang zu der Auftaktveranstaltung am 09.11.22 wurde eine Online-Umfrage zur 

Bürgerbeteiligung live-geschaltet. Bis zum Stichtag am 31.12.22 haben an dieser Umfrage 339 

Personen teilgenommen.  

Die Bürgerinnen und Bürger der Verbandsgemeinde haben in einer Umfrage ihre starke 

Bereitschaft gezeigt, sich aktiv am Klimaschutz zu beteiligen. Die hohe Teilnehmerzahl der 

Umfrage verdeutlicht, dass das Thema Klimaschutz einen hohen Stellenwert in der 

Bevölkerung genießt. Die Umfrage ergab jedoch auch, dass es an Informationen, Beratungen 

und Aktionen fehlt, um dieses Engagement zu unterstützen. Eine detaillierte Erläuterung der 

Umfrageergebnisse kann im Anhang eingesehen werden. 
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II.4.3. Verwaltungsinterne Projektgruppe 
Der regelmäßige Austausch in einer solchen Projektgruppe zeigt die Querschnittsaufgabe des 

Klimaschutzes und mögliche Synergien bei der Umsetzung von Maßnahmen zwischen den 

einzelnen Fachbereichen der Verwaltung auf. Ziel ist es eine Langfristigkeit der Projektgruppe 

über den (extern) begleiteten Zeitraum hinaus sicherzustellen und auch in Zukunft nachhaltige 

Lösungen für Klimathemen erarbeiten zu können. 

Mit der Projektgruppe sollen folgende Bereiche abgedeckt werden: Bauleitplanung, Hochbau, 

Tiefbau, Grünpflege, Beschaffung, Mobilität und kommunaler Fuhrpark, Tourismus, 

Wirtschaftsförderung, Ordnung, Klimaschutz, sowie Abwasser und die Werke.  

Im Laufe der Erstellung des Klimaschutzkonzepts kam es zu 2 Treffen dieser Gruppe, jedoch ist 

geplant diesen Austausch (im Anschlussvorhaben) beizubehalten:  

Tabelle 1: Übersicht zu den Projektgruppentreffen 

1 01.12.22 Treibhausgas- und Energiebilanz, Handlungsfelder und Diskussion 

2 11.05.23 Potenziale und Szenarien, Maßnahmenkatalog 

II.4.4. Fachworkshop mit Akteuren aus Landwirtschaft und Weinbau 
Die Herausforderungen für die Landwirtschaft hinsichtlich einer effizienteren und gleichzeitig 

umweltfreundlicheren Wirtschaftsweise wachsen in den kommenden Jahren deutlich.  

Jedoch wird in einem Endbericht des Umweltbundeamtes (UBA, 2020a) darauf hingewiesen, 

dass die Erfassung von Treibhausgasemissionen der Landwirtschaft im kommunalen Bereich 

oft nicht ausreichend ist. Das liegt unter anderem daran, dass die Landwirtschaft oft dezentral 

organisiert ist und es schwierig ist, alle relevanten Emissionsquellen zu erfassen. Auch gibt es 

oft eine unzureichende Datenbasis, um Emissionen in der Landwirtschaft zu berechnen. 

Der Bericht schlägt allerdings mehrere Maßnahmen vor, um die Bilanzierung von 

Treibhausgasemissionen in der Landwirtschaft zu verbessern. Einige dieser Maßnahmen sind: 

 Schaffung von Anreizen für Landwirte zur Reduzierung von Treibhausgasemissionen durch 

Finanzierung von Maßnahmen wie z.B. der Energieeffizienzsteigerung oder der Umstellung auf 

klimafreundlichere Anbaumethoden. 

 Verbesserung der Datenerhebung und -verarbeitung, um die Erfassung und Auswertung von 

Treibhausgasemissionen in der Landwirtschaft zu verbessern. 

 Unterstützung der Landwirtschaft bei der Umstellung auf eine klimafreundlichere Produktion, 

z.B. durch die Förderung von Anbaumethoden, die die Biodiversität erhöhen und die 

Bodengesundheit verbessern. 
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 Erhöhung der Bewusstseinsbildung und der Schulungen für Landwirte, um sie für 

klimafreundliche Praktiken zu sensibilisieren. 

 Stärkung der Zusammenarbeit und des Austauschs zwischen den verschiedenen Akteuren im 

Agrarsektor, z.B. Landwirte, Wissenschaftler, Politiker und Verbraucher. 

Der Fachworkshop am 27.04.2023 soll der Startschuss für ein weiteres Vorhaben sein, um 

gemeinsam mit den Akteuren aus Landwirtschaft und Weinbau Maßnahmen zu entwickeln 

und Lösungsansätze zu finden, welche nicht nur die Wirtschaftlichkeit der Betriebe 

gewährleistet, sondern auch nahhaltig das Klima schützt.  

Die Teilnehmer diskutierten über drei Themen: energetische Potenziale, Klimaanpassung und 

Artenvielfalt. In Bezug auf energetische Potenziale wurden verschiedene Ideen wie E-

Schlepper, Viti-PV für Strom und Beschattung, Trester für Biogas, Pellets und Humusaufbau, 

LED-Beleuchtung mit Bewegungsmelder und Mehrweglösung von Glasflaschen diskutiert. Bei 

der Klimaanpassung wurden Maßnahmen zur Wasserrückhaltung, Begrünung, Schaffung 

finanzieller Anreizmechanismen und rentable Abwasserbehandlung vorgeschlagen. In Bezug 

auf die Artenvielfalt wurden Ideen wie angepasstes Grünflächenmanagement, 

Informationsangebote und Schaffung von Lebensräumen durch Strukturen wie Terrassen, 

Agroforst und Hecken diskutiert. Es wurde auch vorgeschlagen, die Artenvielfalt in der 

Kundenkommunikation zu verwenden und ein Belohnungsprogramm oder eine Auszeichnung 

für nachhaltigen Weinbau zu schaffen. 

II.4.5. Abschlusspräsentation 
Die öffentliche Abschlusspräsentation eines Klimaschutzkonzepts ist von großer Bedeutung, 

da es ein wichtiger Schritt ist, um die Akzeptanz und Unterstützung der beteiligten Akteure 

und der Öffentlichkeit zu gewinnen. Durch die Präsentation werden die Ergebnisse und 

Maßnahmen des Konzepts transparent und nachvollziehbar gemacht, was dazu beitragen 

kann, das Verständnis und das Bewusstsein für den Klimaschutz zu stärken. Die Öffentlichkeit 

wird in den Prozess eingebunden und hat die Möglichkeit, Fragen zu stellen und Anregungen 

zu geben. Dies kann dazu beitragen, dass das Konzept breitere Unterstützung findet und die 

Umsetzung erfolgreich verläuft. 

Eine Abschlusspräsentation ist nach Beschluss des Konzeptes geplant.  
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III. Rahmenbedingungen 

III.1.  Internationale und nationale Rahmenbedingungen und Zielsetzungen 
Auf verschiedenen Verwaltungsebenen wird über Klimaschutz diskutiert. In den folgenden 

Abschnitten werden die wichtigsten Rahmenbedingungen bzw. Gesetze zusammengefasst, 

welche bei der Erstellung des Konzeptes Einfluss nehmen. Getrennt wird zwischen den vier 

Ebenen: Global, Europäische Union, Bundesrepublik Deutschland und dem Bundesland 

Rheinland-Pfalz. 

III.1.1. Das globale 2-Grad-Ziel und das 2-Tonnen-Ziel 
Das globale 2-Grad-Ziel wird von vielen Regierungen und der internationalen Gemeinschaft 

angestrebt, um den Klimawandel zu begrenzen. Es bezieht sich auf die Begrenzung der 

Erderwärmung auf 2 Grad Celsius (oder weniger) im Vergleich zum vorindustriellen Niveau. 

Das Ziel beruht auf wissenschaftlichen Erkenntnissen, die zeigen, dass eine Erderwärmung um 

mehr als 2 Grad Celsius schwerwiegende Folgen für das Klima, die Umwelt und die 

menschliche Gesundheit haben könnte. Es wurde auch im Pariser Klimaabkommen von 2015 

als eines der Ziele zur Bekämpfung des Klimawandels festgelegt. 

Das 2-Tonnen-Ziel bezieht sich auf die Menge an Kohlenstoffdioxid, die jeder Mensch im 

Durchschnitt pro Jahr emittieren sollte, um das 2-Grad-Ziel zu erreichen. Es wird 

angenommen, dass die Emissionen auf etwa 2 Tonnen Kohlenstoffdioxid pro Person und Jahr 

begrenzt werden sollten, um eine Erderwärmung von mehr als 2 Grad Celsius zu vermeiden. 

Dieses Ziel beruht auf wissenschaftlichen Berechnungen und Modellierungen, die zeigen, dass 

eine Begrenzung der Kohlenstoffdioxidemissionen auf dieses Niveau dazu beitragen könnte, 

den Klimawandel zu begrenzen. Das 2-Tonnen-Ziel soll dazu beitragen, die individuelle 

Verantwortung für den Klimaschutz zu betonen und die Umsetzung von Maßnahmen zur 

Reduzierung von Emissionen auf individueller Ebene zu fördern. 

III.1.2. Klimapolitische Ziele der Europäischen Union  
Auch die Europäische Union hat sich ehrgeizige klimapolitische Ziele gesetzt, um den 

Klimawandel zu bekämpfen und die Erderwärmung auf ein akzeptables Maß zu begrenzen. 

Das wichtigste Ziel der EU ist es, bis 2050 klimaneutral zu werden. Das bedeutet, dass die 

Treibhausgasemissionen um mindestens 80% bis 95% im Vergleich zu 1990 reduziert werden 

sollen. Um dieses Ziel zu erreichen, hat die EU ein ambitioniertes Emissionsminderungsziel für 

2030 festgelegt. Die EU will bis dahin ihre Treibhausgasemissionen um mindestens 55% im 

Vergleich zu 1990 reduzieren. 
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Ein weiteres Ziel der EU ist die Förderung erneuerbarer Energien. Bis 2030 soll der Anteil 

erneuerbarer Energien am Gesamtenergieverbrauch auf 32% steigen. Darüber hinaus will die 

EU ihre Energieeffizienz verbessern, indem sie den Energieverbrauch bis 2030 um mindestens 

32,5% senkt. 

Auch hat die EU Maßnahmen ergriffen, um die Wirtschaft auf einen nachhaltigen Pfad zu 

bringen. Sie will die Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Industrie erhalten und 

gleichzeitig den Übergang zu einer kohlenstoffarmen Wirtschaft unterstützen. Um dies zu 

erreichen, wurde ein Plan zur Schaffung einer Kreislaufwirtschaft vorgelegt, um den Einsatz 

von erneuerbaren Energien und emissionsarmen Fahrzeugen zu fördern. 

Zudem hat die EU internationale Verpflichtungen übernommen, um den Klimawandel zu 

bekämpfen. So hat sie sich beispielsweise verpflichtet, bis 2020 die Emissionen um mindestens 

20% im Vergleich zu 1990 zu senken und die Finanzierung von Klimaschutzmaßnahmen in 

Entwicklungsländern zu erhöhen. 

III.1.3. Ziele der Bundesregierung  
Das Klimaschutzgesetz von 2021 ist ein Meilenstein in der deutschen Klimapolitik und stellt 

einen umfassenden rechtlichen Rahmen für den Klimaschutz in Deutschland dar. Das Gesetz 

beinhaltet konkrete Ziele zur Treibhausgasreduktion und legt fest, dass Deutschland bis zum 

Jahr 2045 klimaneutral sein soll. Um dieses Ziel zu erreichen, werden jährliche 

Emissionsbudgets festgelegt, die eine kontinuierliche Reduktion der Treibhausgasemissionen 

sicherstellen sollen. 

Das Klimaschutzgesetz sieht des Weiteren auch die Einrichtung eines Klimaschutzrates vor, 

der die Umsetzung der Ziele und Maßnahmen überwacht und die Bundesregierung in Fragen 

des Klimaschutzes berät. Darüber hinaus sind verbindliche Sektorziele für die Sektoren 

Energie, Industrie, Verkehr, Gebäude, Landwirtschaft und Abfallwirtschaft festgelegt, die eine 

sektorale Umsetzung des Klimaschutzgesetzes ermöglichen sollen. 

Das Gesetz sieht auch Maßnahmen zur Förderung von erneuerbaren Energien und zur 

Emissionsminderung im Verkehrssektor vor. So sollen beispielsweise bis 2030 mindestens 55% 

der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien stammen und der Einsatz von 

klimafreundlichen Verkehrsmitteln gefördert werden. 

Das Windenergie-auf-Land-Gesetz (kurz: Wind-auf-Land-Gesetz oder WaL-G) regelt in 

Deutschland den Ausbau der Windenergie an Land. Es trat im Dezember 2020 in Kraft und 
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löste das zuvor geltende Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) ab. Das WaL-G sieht eine 

jährliche Ausbaukapazität von 2,9 Gigawatt vor und soll den Ausbau der Windenergie auf eine 

planbarere und effizientere Basis stellen. Zudem sollen Bürgerbeteiligung und Akzeptanz vor 

Ort gestärkt werden. 

III.1.4. Landesgesetz zur Förderung des Klimaschutzes – Rheinland-Pfalz  
Das Land Rheinland-Pfalz hat sich das Ziel gesetzt, bis 2030 eine Reduktion des 

Treibhausgasausstoßes um 55 Prozent im Vergleich zu 1990 zu erreichen. Bis 2050 soll eine 

Treibhausgasneutralität angestrebt werden. Hierfür sollen die erneuerbaren Energien weiter 

ausgebaut und die Energieeffizienz gesteigert werden. Auch die Förderung der 

Elektromobilität und die Erhöhung der Energieeffizienz im Gebäudesektor spielen eine 

wichtige Rolle. Das Land will zudem den Klimaschutz verstärkt in seinen politischen 

Entscheidungen und Maßnahmen berücksichtigen und die Bürger stärker in den Klimaschutz 

einbeziehen. Ein weiteres Ziel ist die Anpassung an den Klimawandel und die Erhöhung der 

Resilienz gegenüber den Auswirkungen des Klimawandels. 

Rheinland-Pfalz hat das Ziel, bis 2030 100% seines Strombedarfs aus erneuerbaren Energien 

zu decken. Dieses Ziel wurde im Landesklimaschutzgesetz von 2014 festgeschrieben und im 

Klimaschutzkonzept von 2018 konkretisiert. Dabei soll nicht nur der Ausbau von Wind- und 

Solarenergie vorangetrieben werden, sondern auch die Steigerung der Energieeffizienz und 

die Nutzung von Biomasse, Geothermie und Wasserkraft. 

Rheinland-Pfalz startet 2023 eine neue Initiative für den Klimaschutz mit dem Kommunalen 

Investitionsprogramm Klimaschutz und Innovation (KIPKI) und dem Kommunalen Klimapakt 

(KKP). Im Rahmen von KIPKI werden insgesamt 250 Millionen Euro von der Landesregierung 

bereitgestellt, um Klimaschutzmaßnahmen in den rheinland-pfälzischen Kommunen zu 

fördern. Der Kommunale Klimapakt unterstützt die Kommunen bei der Planung, 

Antragstellung und Umsetzung von Klimaschutzprojekten und wird von der Energieagentur 

Rheinland-Pfalz und anderen Akteuren unterstützt.  
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III.2. Rahmenbedingungen in der Verbandsgemeinde 

III.2.1. Basisdaten in der Kommune 
 

Die Verbandsgemeinde Langenlonsheim-Stromberg liegt im Osten von Rheinland-Pfalz im 

Kreis Bad Kreuznach und verbindet das Nahetal mit dem Hunsrück. Sie wurde durch die Fusion 

der beiden ehemaligen Verbandsgemeinden Langenlonsheim und Stromberg zum 

Jahresbeginn 2020 gegründet. Die Verbandsgemeinde besteht aus 16 Ortschaften und einer 

Stadt. Für die ehemalige VG Stromberg wurde bereits 2014 ein Klimaschutzkonzept mit 

Maßnahmenplan erstellt, welche in diesem Klimaschutzkonzept teilweise übernommen und 

berücksichtigt werden. Die Verbandsgemeinde hat eine Fläche von 128,98 km² auf welcher 

23.072 Einwohner verteilt sind. 

Tabelle 2: Einwohnerzahl und Fläche der Ortschaften/ Stadt (Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz Stand 
31.12.2020) 

Ortsgemeinde/ Stadt Fläche (km²) Einwohner 

Ortsgemeinde Bretzenheim 5,81 2.600 

Ortsgemeinde Daxweiler 16,65 731 

Ortsgemeinde Dörrebach 13,14 698 

Ortsgemeinde Dorsheim 2,22 730 

Ortsgemeinde Eckenroth 1,08 221 

Ortsgemeinde Guldental 12,99 2.402 

Ortsgemeinde Langenlonsheim 11,91 4.037 

Ortsgemeinde Laubenheim 3,34 813 

Ortsgemeinde Roth 0,82 272 

Ortsgemeinde Rümmelsheim 3,08 1.358 

Ortsgemeinde Schöneberg 7,13 603 

Ortsgemeinde Schweppenhausen 3,05 893 

Ortsgemeinde Seibersbach 14,63 1.261 

Stadt Stromberg 9,01 3.355 

Ortsgemeinde Waldlaubersheim 8,05 813 

Ortsgemeinde Warmsroth 5,90 534 

Ortsgemeinde Windesheim 10,17 1.750 

VG Langenlonsheim-Stromberg 128,98 23.072 
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Neben der Nahe, welche der größte Fluss im Gemeindegebiet ist, gibt es zahlreiche kleine 

Flüsse und Bäche. Jedoch ist nur noch ein weiteres Gewässer der (min.) zweite Ordnung 

vorhanden, der Guldenbach.  

Durch das Schienennetz der deutschen Bahn ist die Verbandsgemeinde direkt an die Städte 

Bad Kreuznach und Bingen, sowie übergreifend an Koblenz angeschlossen. Außerdem wird sie 

durch den Kommunalverkehr Rhein-Nahe GmbH mit unterschiedlichen Buslinien bedient. Des 

Weiteren werden zwei Bürgerbusse von der Verbandsgemeinde angeboten, welche unter der 

Beteiligung von Ehrenamtlichen umgesetzt werden. Im Jahr 2023 soll außerdem ein E-

Carsharing-Angebot entstehen. 

III.2.2.  Flächennutzung 
Die Verbandsgemeinde Langenlonsheim-Stromberg umfasst eine Gesamtfläche von ca. 129 

km². Der größte Teil dieser Fläche wird von Wäldern und sonstigen Vegetationsflächen 

(45,3%) sowie landwirtschaftlich genutzten Flächen (37,4%) eingenommen. Verkehrsflächen 

machen 7,1% der Gesamtfläche aus und Siedlungsflächen 9,2%. 

Tabelle 3: Flächennutzung VG Langenlonsheim-Stromberg (2023) 

 Fläche 

insgesamt 

Siedlung Verkehr Vegetation Gewässer 

Langenlonsheim-

Stromberg 

12 899 ha 1 187 ha  920 ha 10 674 ha 118 ha 

 

III.2.3. Gebäudestruktur 
In der Verbandsgemeinde Langenlonsheim-Stromberg gibt es insgesamt 8.148 Wohngebäude, 

wovon 94,4% Ein- und Zwei-Familienhäuser sind. Die Anzahl der Wohnungen in Wohn- und 

Nichtwohngebäuden beträgt 11.359. Die Wohnbaufläche je Einwohner beträgt 209,7 m². Im 

Jahr 2021 wurden 52 neu gebaute Wohnungen registriert. 

Tabelle 4: Gebäudestruktur in der VG Langenlonsheim-Stromberg (2023) 

 Wohngebäude 

insgesamt 

(Anzahl) 

Ein- und Zwei-

Familienhäuser 

(%) 

Wohnungen 

in Wohn- und 

Nichtwohn-

gebäuden 

Wohnbaufläche 

je Einwohner 

Neu gebaute 

Wohnungen 

2021 (Anzahl) 

Langenlonsheim-

Stromberg 

8 148 94,4 % 11 359 209,7 m² 52 
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In Bezug auf die Gebäudestruktur der Verbandsgemeinde ist zu erwähnen, dass diese 

insgesamt eher ländlich geprägt ist. In den einzelnen Ortsgemeinden finden sich vor allem 

Einfamilienhäuser, kleinere Wohnanlagen und Höfe. Es gibt jedoch auch einige größere 

Mehrfamilienhäuser und einige gewerbliche Gebäude, insbesondere in den Ortschaften mit 

mehr Einwohnern.  

Im Hinblick auf das Alter der Gebäude ist zu sagen, dass ein Großteil derer in der 

Verbandsgemeinde eher älteren Baujahres ist. Es gibt jedoch auch einige Neubauten, 

insbesondere in den letzten Jahren.  

Insgesamt stellt die Gebäudestruktur in der Verbandsgemeinde Langenlonsheim-Stromberg 

eine Herausforderung im Hinblick auf den Klimaschutz dar, da hier viele ältere Gebäude 

vorhanden sind, die energetisch oft nicht auf dem neuesten Stand sind. In der 

Verbandsgemeinde sich einige historische, alte Ortskerne mit denkmalgeschützten 

Gebäuden. Besonders erwähnenswert sind beispielsweise der historische Ortskern  von 

Langenlonsheim mit zahlreichen Fachwerkhäusern sowie die Altstadt von Stromberg, die als 

Denkmalzone ausgewiesen ist, aber auch in den anderen Gemeinden gibt es einige 

erhaltenswerte historische Gebäude. 

III.2.4. Einwohnerentwicklung 
Die Verbandsgemeinde Langenlonsheim-Stromberg hat eine Bevölkerungsdichte von 179 

Einwohnern pro Quadratkilometer. Die Altersstruktur der Bevölkerung ist dabei wie folgt 

aufgeteilt: 18,1 Prozent der Einwohner sind unter 20 Jahren alt, 58,7 Prozent sind zwischen 20 

und 65 Jahren alt und 23,2 Prozent sind über 65 Jahre alt. 

 

Abbildung 5: Bevölkerung in der Verbandsgemeinde Langenlonsheim-Stromberg am 31.12.21 nach 
Altersgruppen (Angaben in %) (nach Kommunaldatenprofil – Statistisches Landesamt RLP 2022) 

 

Die Anzahl der Sozialversicherungspflichtigen in der Verbandsgemeinde Langenlonsheim-

Stromberg beläuft sich auf 9.404 Personen. Dem gegenüber stehen 462 Personen, die aktuell 

(2021) arbeitslos gemeldet sind. 
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In den letzten 10 Jahren ist die Bevölkerung der Verbandsgemeinde um 1,5 Prozent 

gewachsen. Es lässt sich also festhalten, dass die Verbandsgemeinde Langenlonsheim-

Stromberg eine relativ stabile Einwohnerentwicklung aufweist und auch in Zukunft eine 

gewisse Stabilität in Bezug auf ihre Bevölkerungszahl zu erwarten ist. 

III.2.5. Wirtschaftssituation 
Die Verbandsgemeinde Langenlonsheim-Stromberg hat eine gut entwickelte Wirtschaft mit 

Schwerpunkten in den Bereichen Weinbau, Landwirtschaft, Handel, Handwerk und 

Dienstleistungen. Die Arbeitslosenquote liegt unter dem Landesdurchschnitt und die 

Beschäftigungslage ist insgesamt stabil. In den vergangenen Jahren konnte ein leichtes 

Wirtschaftswachstum verzeichnet werden. 

Die wichtigsten Arbeitgeber sind kleine und mittelständische Unternehmen, wobei der 

Weinbau und die Landwirtschaft eine große Rolle spielen. Einige größere Unternehmen haben 

Niederlassungen in der Verbandsgemeinde. 

Der Tourismus spielt ebenfalls eine Rolle in der Wirtschaft der Verbandsgemeinde. Die Region 

ist bei Touristen aufgrund der Landschaft und des Weintourismus beliebt. Es gibt zahlreiche 

Hotels, Pensionen und Ferienwohnungen in der Region. Auch der Kulturtourismus ist hier von 

Bedeutung, da es einige historische Stätten und Denkmäler gibt, die besichtigt werden 

können. 

III.2.6.  Bereits realisierte Projekte und Maßnahmen 
Die ehemalige Verbandsgemeinde Stromberg hat bereits ein vollendetes Klimaschutzkonzept 

(Integriertes Klimaschutzkonzept und zwei Klimaschutzteilkonzepte: Integrierte 

Wärmeplanung und klimafreundliche Mobilität) sowie eine geförderte 

Klimaschutzmanagerin. Zusätzlich wurde Bereits in den vergangenen Jahren zahlreiche 

Anstrengungen und Aktivitäten zum Klimaschutz und der Nutzung erneuerbarer Energien in 

der Verbandsgemeinde Langenlonsheim-Stromberg unternommen.  

Nachstehende Maßnahmen wurden bereits umgesetzt: 

 Beitritt zum Kommunalen Klimapakt und Bekennung zu den Klimaschutzzielen des Landes RLP 

 Umstellung der Straßenbeleuchtung in energieeffizientere LED-Technik 

 Energetische (Teil-)Sanierung der VG-Liegenschaften  

 Ausbau erneuerbarer Energien 

o Bau von Photovoltaik-Freiflächenparks 

o Bau von Windkraftanlagen 
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 Nachhaltige Mobilitätsangebote 

o Bürgerbus (On-Demand) 

o Car-Sharing 

o Radwegekonzept und Beitritt zur AG Fahrrad- und Fußgängerfreundlicher Kommunen 

o Dienstradleasing für Verwaltungsmitarbeit 
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IV. Energie und Treibhausgasbilanz 
Für die Messbarkeit konkreter Zielsetzungen im Bereich Klimaschutz ist als Ausgangspunkt 

eine Energie- und Treibhausgasbilanz unerlässlich. Im Folgenden werden die Bilanzen für die 

Verbandsgemeinde Langenlonsheim-Stromberg und das Bilanzjahr 2019 dargestellt. Zur 

Bilanzierung wurde die internetbasierte Plattform „Klimaschutzplaner“ verwendet, die 

speziell zur Anwendung in Kommunen entwickelt wurde. Bei dieser Plattform handelt es sich 

um ein Instrument zur Bilanzierung des Energieverbrauchs und der Treibhausgas (THG)-

Emissionen. Die Bilanzierung erfolgt nach BISKO-Standard (Bilanzierungssystematik 

Kommunal). 

IV.1. Methodik 
Die Bilanzierung erfolgt nach der Bilanzierungs-Systematik Kommunal (BISKO). Die Systematik 

wurde vom ifeu (Institut für Energie- und Umweltforschung GmbH) im Rahmen eines vom 

BMU (Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit) geförderten 

Vorhabens mit Vertretern aus Wissenschaft und Kommunen entwickelt. Die entwickelte 

Methodik zur Bilanzierung ist ein deutschlandweit gängiger Standard für kommunale Energie- 

und THG-Bilanzen und soll das Bilanzieren von Treibhausgasemissionen in Kommunen 

harmonisieren und vergleichbar machen. Ein weiteres Kriterium ist die Konsistenz innerhalb 

der Methodik, um Doppelbilanzierung sowie falsche Schlüsse lokaler Akteure (resultierend aus 

der Doppelbilanzierung) zu verhindern.  

Die BISKO-Methodik schreibt eine endenergiebasierte Territorialbilanz vor. Dabei werden alle 

Verbräuche1 auf Ebene der Endenergie bilanziert, welche im Gebiet der Verbandsgemeinde 

Langenlonsheim-Stromberg auftreten. Über spezifische Emissionsfaktoren findet im Rahmen 

der Bilanzierung eine Umrechnung in CO2-Äquivalente statt. Diese berücksichtigen nicht nur 

die CO2-Emissionen, sondern auch die Emissionen anderer Treibhausgase, wie Methan (CH4) 

und Lachgas (N2O), mit ihrer entsprechenden Treibhausgas-Wirkung. In diesem Bericht sind 

bei der Nennung von CO2 immer die CO2-Äquivalente gemeint. Die Emissionsfaktoren 

berücksichtigen darüber hinaus auch die Vorketten der jeweiligen Energieträger, also die 

Emissionen, die beim Abbau der Rohstoffe, bei der Aufbereitung, Umwandlung und dem 

                                                      
1 Energie kann grundsätzlich weder erzeugt noch verbraucht, sondern lediglich von einer Form in eine andere 
umgewandelt werden (Erster Hauptsatz der Thermodynamik). Der Begriff des Energieverbrauchs steht im 
üblichen Sprachgebrauch wie auch in diesem Bericht in der Regel für die Umwandlung von Energie von einer 
höherwertigen in eine niederwertigere Energieform. Der Begriff der Energieerzeugung entsprechend umgekehrt. 
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Transport anfallen. Die Energieverbräuche und Emissionen werden den fünf Bereichen 

Haushalte, GHD (Gewerbe, Handel, Dienstleistungen), Industrie, Verkehr sowie städtische 

Einrichtungen zugeordnet. 

Die Verbandsgemeinde Langenlonsheim-Stromberg lässt sich allerdings als ein besonderer Fall 

für die Bilanzerstellung deuten, da mehrere Verkehrsadern innerhalb der Verbandsgemeinde 

verlaufen, die sich nicht in der Zuständigkeit der Verbandsgemeinde befinden und damit die 

Bilanzergebnisse erheblich beeinflussen. Dementsprechend wurde entschieden, beide 

Varianten der Berechnungen (mit und ohne Autobahn) darzustellen, um damit die höchste 

Qualität der Daten und Aussagekräftigkeit der Schlussfolgerungen zu erzielen. 

Die Einspeisung von nicht eigenverbrauchtem Strom aus erneuerbaren Energien wird nur 

bedingt eingerechnet, da der Fokus auf der Menge des vorhandenen Stromverbrauchs, den 

es zu reduzieren gilt, liegen soll. Ökostrom wird nach dem BISKO-Standard nicht in der 

kommunalen Bilanz verrechnet, da dieser bereits durch seine Auswirkung auf den 

Bundesstrommix berücksichtigt ist. Das Augenmerk eines Klimaschutzkonzeptes liegt auf den 

Bemühungen zur Energie- und Emissionseinsparung innerhalb des Gebietes der betrachteten 

Kommune. 

IV.2. Datenbasis 
Das genutzte Bilanzierungstool, der „Klimaschutzplaner“, stellt ein Mengengerüst (Daten zur 

Einwohnerzahl und Beschäftigung) zur Verfügung, auf dessen Basis Schätzwerte für die 

jeweiligen Verbräuche einzelner Energieträger zur Verfügung gestellt werden. Auf Basis der 

Daten der Energieversorger werden Werte für den Gas- und Stromverbrauch sowie für die 

Stromeinspeisung aus erneuerbaren Energiequellen zur Verfügung gestellt. Die Verbräuche 

von Heizöl, Flüssiggas und Biomasse beruhen auf der Auswertung der lokalen 

Schornsteinfegerdaten. Für die Nahwärme werden die Betreiber bekannter Netze zum 

jeweiligen Verbrauch kontaktiert. Ein Fernwärmenetz ist in der Verbandsgemeinde nicht 

vorhanden. Die Daten für die Nutzung von Solarthermie werden über das Bundesamt für 

Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) bezogen. Der Verbrauch von Wärmepumpen wird 

über Angaben des Energieversorgers zum Stromverbrauch der Wärmepumpen berechnet. Für 

den Verkehrssektor liegen statistische Hochrechnungen anhand von ifeu-Daten im 

Bilanzierungstool Klimaschutz-Planer vor, die durch regionale Daten zu den Buslinien ergänzt 

werden. Darüber hinaus enthält die Bilanz Angaben zu den kommunalen Energieverbräuchen 
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für die Liegenschaften und die Straßenbeleuchtung. Die Emissionsfaktoren werden ebenfalls 

vom Klimaschutz-Planer bezogen, welcher die Faktoren inkl. Vorkette (LCA) zur Verfügung 

stellt. 

IV.3. Datengüte 
Die Aussagekraft der Bilanz beruht auf der Qualität der zugrundeliegenden Daten. Während 

regionale Primärdaten, etwa vom lokalen Energieversorger sehr exakt sind, unterliegen 

Hochrechnungen anhand bundesweiter Kennzahlen einer gewissen Unschärfe. Die Qualität 

wird anhand ihrer Datenquelle als Datengüte angegeben und in folgende Kategorien 

unterteilt:  

 Datengüte A: Regionale Primärdaten (z.B. Daten vom Energieversorger (EVU)) à Faktor 1 

 Datengüte B: Primärdaten und Hochrechnung à Faktor 0,5 

 Datengüte C: Regionale Kennwerte und Statistiken à Faktor 0,25 

 Datengüte D: Bundesweite Kennzahlen à Faktor 0 

Die Datengüte der Gesamtbilanz ergibt sich aus den Datengüten der einzelnen Datenquellen 

und deren Anteil an der Energiebilanz. Diese werden wie folgt bewertet: 

Tabelle 5: Aussagekraft nach Datengüten, Quelle: (Difu, 2018) 

Datengüte der Gesamtbilanz Bewertung der Aussagekraft der Ergebnisse 

> 0,8 Gut belastbar 

> 0,65 – 0,8 Belastbar 

> 0,5 – 0,65 Relativ belastbar 

< 0,5 Bedingt belastbar 

 

Die Datengüte der Bilanz für die Verbandsgemeinde Langenlonsheim-Stromberg liegt bei 0,66 

und fällt damit in die zweitbeste Kategorie „belastbar“.  
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IV.4. Ergebnisse 
Insgesamt werden in der Verbandsgemeinde Langenlonsheim-Stromberg derzeit (Bilanzjahr 

2019) rund 918.000 (ohne Autobahn: 467.000) MWh Energie pro Jahr verbraucht und rund 

287.000 (ohne Autobahn: 145.000) t CO2 emittiert. Im Folgenden wird dargestellt, wie sich die 

Energieverbräuche und Emissionen zusammensetzen. 

IV.4.1. Endenergiebilanz 
Zunächst werden die Daten mit der Berücksichtigung der Autobahn und Verkehrsarterien 

bewertet. Es zeigt sich, dass der Sektor Verkehr mit rund 556.000 MWh den größten Anteil 

(61 %) am gesamten Endenergieverbrauch der Verbandsgemeinde hält. Darauf folgt mit rund 

277.000 MWh der Wärmesektor (30 %) und mit rund 85.000 MWh der Stromsektor (9 %). Im 

Verkehrssektor ist der Großteil des Endenergieverbrauchs auf den Kraftstoff Diesel 

zurückzuführen (68 % des Endenergieverbrauchs), gefolgt von Benzin (26 %). Nur ein sehr 

geringer Anteil entfällt auf E-Mobilität und Erdgas oder Flüssiggas (jeweils <1%). Im 

Wärmesektor wird überwiegend der Energieträger Gas mit einem Anteil von 14 % am 

Gesamtenergieverbrauch genutzt. Darauf folgt der Energieträger Öl mit 10 %. 

Flüssiggasanlagen sind für ca. 2 % des gesamten Endenergieverbrauchs zuständig, ebenfalls 

weisen die erneuerbaren Energien im Wärmesektor eine geringe Rolle (3%) auf. 



Energie und Treibhausgasbilanz  

 

Abbildung 6: Endenergieverbrauch nach Sektoren und Energieträgern (2019) 

Die Verteilung des Energieverbrauchs nach Verbrauchergruppen zeigt, dass der 

Verkehrssektor mit etwa 60 % den größten Anteil ausmacht. Private Haushalte folgen mit 27 

%, während Industrie und Gewerbe jeweils etwa 7 % und 5 % des Verbrauchs ausmachen. 

Obwohl der Energieverbrauch kommunaler Liegenschaften nur 1 % beträgt, wird ihnen 

aufgrund der Vorbildfunktion der Verwaltung im Klimaschutzkonzept eine besondere 

Bedeutung beigemessen. 
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Die Ergebnisse der Berechnungen ohne Autobahndaten sehen wie folgt aus. Der Wärmesektor 

hält den größten Anteil am gesamten Endenergieverbrauch der Verbandsgemeinde – ca. 60% 

(277.000 MWh). Darauf folgt mit rund 103.000 MWh der Verkehrssektor (22 %) und mit rund 

85.000 MWh der Stromsektor (9 %). Im Verkehrssektor ist der Großteil des 

Endenergieverbrauchs auf den Kraftstoff Diesel zurückzuführen (57 % des 

Endenergieverbrauchs), gefolgt von Benzin (37 %). Nur ein sehr geringer Anteil entfällt auf E-

Mobilität und Erdgas oder Flüssiggas (jeweils <1%).  

Im Wärmesektor wird überwiegend der Energieträger Gas mit einem Anteil von 28 % am 

Gesamtenergieverbrauch genutzt. Darauf folgt der Energieträger Öl mit 20 %. 

Flüssiggasanlagen sind für ca. 4 % des gesamten Endenergieverbrauchs zuständig, ebenfalls 

weisen die erneuerbaren Energien im Wärmesektor eine geringe Rolle (5%) auf. 

Verkehr; 60%

Private Haushalte; 27%

Gewerbe; 5% Industrie; 
7%

Kommunal; 1%

Abbildung 7: Endenergieverbräuche nach Verbrauchergruppen (2019) 
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Abbildung 8: Endenergieverbrauch nach Sektoren und Energieträgern ohne Autobahndaten (2019) 

Nach Verbrauchergruppen aufgeteilt, entfallen rund 53 % des Verbrauchs auf den Sektor 

private Haushalte, 22 % auf den Sektor Verkehr, 14 % auf den Sektor Industrie sowie 10 % auf 

den Sektor Gewerbe. 

  

Abbildung 9: Endenergieverbräuche nach Verbrauchergruppen ohne Autobahndaten (2019) 
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IV.4.2. Stromsektor 
Der Stromverbrauch lag im Bilanzjahr 2019 bei 

rund 85.000 MWh. Dem Verbrauch 

gegenüberstehend wurden ca. 75.000 MWh 

Strom aus erneuerbaren Energien 

(Photovoltaik, Wasserkraft, Biomasse) ins Netz 

eingespeist, was einem Anteil von 89 % des 

Stromverbrauchs entspricht. Damit liegt die 

Stromeinspeisung weit über dem 

Bundesdurchschnitt aus dem Jahr 2019 von 

42 %2.  

 

Die Verteilung des Stromverbrauchs auf die verschiedenen Verbrauchergruppen wird in 

Abbildung 11 dargestellt. Die größten Anteile halten im Bilanzjahr 2019 die industriellen 

Anlagen mit 50 % sowie die privaten Haushalte mit 39 %. Dem GHD-Sektor werden rund 7 % 

des Stromverbrauchs zugeordnet sowie weitere ca. 4 % den kommunalen Einrichtungen.  

 

Abbildung 11: Stromverbrauch nach Verbrauchergruppen (2019) 

                                                      
2 Klimaschutzplaner 

Private Haushalte; 
39%

Gewerbe; 7%

Industrie; 50%

Kommunale 
Haushalte; 4%

0

10.000

20.000

30.000

40.000

50.000

60.000

70.000

80.000

90.000

2019 2019

[M
W

h
/a

]

Windkraft Photovoltaik
Biomasse Wasserkraft
Stromverbrauch

Abbildung 10: Stromeinsparung vs. Stromverbrauch (2019) 
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IV.4.3. Wärmesektor 
Der Wärmeverbrauch lag im Bilanzjahr 2019 bei etwa 277.000 MWh. Die Aufteilung nach 

Energieträgern ist in Abbildung 12 dargestellt. Rund 47 % der Wärme beruht derzeit auf dem 

Energieträger Gas und 33 % auf dem Energieträger Öl. Der Anteil erneuerbarer Energien liegt 

bei 9 %. Damit liegt der Anteil erneuerbarer Energien an der Wärmeversorgung unter dem 

bundesweiten Durchschnitt von 15 %.3  

Die Nutzung erneuerbarer Energien im Wärmesektor ist im Bilanzjahr 2019 zu einem großen 

Teil auf Biomasse zurückzuführen mit 15.600 MWh/a, gefolgt von Wärmepumpen mit 

6.500 MWh/a und Solarthermie mit ca. 1.500 MWh/a (siehe folgende Abbildung 12). 

                                                      
3 Klimaschutz-Planer 
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Abbildung 12: Energieverbrauch im Wärmesektor nach Energieträgern (2019) 
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Abbildung 13: Nutzung erneuerbarer Energien zur Wärmeerzeugung (2019) 

Die Verteilung des Wärmeverbrauchs auf die verschiedenen Verbrauchergruppen wird in 

Abbildung 13 dargestellt. Den größten Anteil hatten im Bilanzjahr 2019 die privaten Haushalte 

mit 76 %. Darauf folgt der Gewerbesektor mit 15 %. Die Industrie ist für 8 % des 

Wärmeverbrauchs verantwortlich. Die kommunalen Einrichtungen weisen den Wert von 1 % 

auf. 

 

Abbildung 14: Wärmeverbrauch nach Verbrauchergruppen (2019) 
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IV.4.4. Verkehrssektor 
Zunächst werden die Daten mit der Berücksichtigung der Autobahn und Verkehrsadern 

bewertet. Der Endenergieverbrauch des Verkehrssektors lag im Bilanzjahr 2019 bei rund 

556.000 MWh. Nach der BISKO-Methodik wird der Verkehr rein territorial bilanziert, wodurch 

alle Verkehrsbewegungen, die innerhalb des Gebiets der Verbandsgemeinde Langenlonsheim-

Stromberg vollzogen werden, berücksichtigt werden. Die hier dargestellten Werte beruhen 

auf statistischen Berechnungen, die vom Bilanzierungstool Klimaschutzplaner zur Verfügung 

gestellt werden.  

Damit kann der motorisierte Individualverkehr, den Straßen- und Schienengüterverkehr und 

der Schienenpersonenverkehr abgedeckt werden. Ergänzt wird das Verkehrsmodell um den 

öffentlichen Personennahverkehr. Hierzu werden die Fahrleistungen der Busse berücksichtigt. 

Da es sich bei diesem Modell um eine statistische Betrachtung handelt, kann nicht 

ausgeschlossen werden, dass die tatsächlichen Energieverbräuche und Emissionen des 

Verkehrs deutlich abweichen.  

Die Verteilung nach Antriebsart zeigt, dass neben einer überwiegenden Nutzung von Diesel 

(72 %) und Benzin (27 %) die Nutzung von Strom deutlich weniger als 1 % ausmacht. Die 

Nutzung von Erdgas und Flüssiggas beträgt 1 %.  

 

Abbildung 15: Endenergieverbrauch nach Antriebsart (2019) 
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Durch den motorisierten Individualverkehr wird in der Verbandsgemeinde Langenlonsheim-

Stromberg mit 52 % ein Großteil des verkehrsbedingten Energieverbrauchs verursacht. Dabei 

stellt der Pkw das dominante Fortbewegungsmittel dar. Der gewerbliche Verkehr (Lkw, leichte 

Nutzfahrzeuge und Schienengüterverkehr) ist für etwa 46 % des Energieverbrauchs 

verantwortlich. Mit rund 2 % hat der ÖPNV nur einen sehr geringen Anteil am 

Energieverbrauch.  

 

Abbildung 16:Endenergieverbrauch im Verkehr nach Fahrzeugarten (2019) 

Anschließend werden die Kalkulationsergebnisse ohne Berücksichtigung der Autobahndaten 

dargestellt. Der Endenergieverbrauch des Verkehrssektors lag im Bilanzjahr 2019 bei rund 

103.000 MWh. Die Verteilung nach Antriebsart zeigt, dass neben einer überwiegenden 

Nutzung von Diesel (60 %) und Benzin (39 %) die Nutzung von Strom deutlich weniger als 1 % 

ausmacht. Die Nutzung von Erdgas und Flüssiggas beträgt 1 %.  
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Abbildung 17: Endenergieverbrauch nach Antriebsart ohne Autobahndaten (2019) 

Durch den motorisierten Individualverkehr wird in der Verbandsgemeinde Langenlonsheim-

Stromberg mit 75 % ein Großteil des verkehrsbedingten Energieverbrauchs verursacht. Dabei 

stellt der Pkw das dominante Fortbewegungsmittel dar. Der gewerbliche Verkehr (Lkw, leichte 

Nutzfahrzeuge und Schienengüterverkehr) ist für etwa 22 % des Energieverbrauchs 

verantwortlich. Mit rund 3 % hat der ÖPNV nur einen sehr geringen Anteil am 

Energieverbrauch.  

 

Abbildung 18: Endenergieverbrauch im Verkehr nach Fahrzeugarten ohne Autobahndaten (2019) 
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IV.5. Kommunale Verbräuche 
Aufgrund der Vorbildfunktion werden die Endenergieverbräuche und Emissionen der 

kommunalen Verwaltung detailliert betrachtet und dargestellt. Die folgende Abbildung 19 

zeigt die verschiedenen Sektoren und genutzten Energieträger. Insgesamt lag der 

Energieverbrauch im Jahr 2019 bei rund 6.600 MWh. Die daraus resultierenden Emissionen 

belaufen sich auf rund 2.700 t CO2/a. 

 

Abbildung 19: Kommunaler Endenergieverbrauch nach Sektoren und Energieträgern (2019) 

Der Stromverbrauch hat den größten Anteil an den Energieverbräuchen (54 %). Darauf folgt 

Wärmeverbrauch mit 46%. Erdgas macht hier den größten Anteil aus mit 78 %, gefolgt von 

Heizöl mit 17 %.  

Im Folgenden (Abbildung 20) werden die Energieverbräuche der kommunalen Liegenschaften 

nach Gebäudekategorien und Energieträgern dargestellt.  

Die größte Verbrauchergruppe (25 % des Gesamtverbrauchs) stellen die Gebäude der 

diversen kommunalen Infrastruktur mit rund 1.700 MWh/a dar. Hier war der Stromanteil der 

größte Anteil am Verbrauch (ca. 1.500 MWh/a). Die zweitgrößte Verbrauchergruppe stellt die 

Straßenbeleuchtung (18 %) mit 1.200 MWh/a dar. Darauf folgen Kindertagesstätten sowie 

Bürger- und Dorfgemeinschaftshäuser mit jeweils ca. 9%. Diese haben einen sehr hohen 

Wärme- und einen geringeren Stromverbrauch. Anschließend folgen Verwaltungsgebäude 

und Schulen mit jeweils 8% (ca. 550 MWh/a). 
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Abbildung 20:Energieverbräuche der kommunalen Gebäude nach Gebäudetyp und Energieträger inkl. Straßenbeleuchtung (2019) 
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IV.5.1. Treibhausgasbilanz 
Die Treibhausgasemissionen werden auf Grundlage der ermittelten Endenergieverbräuche 

und unter Anwendung der Emissionsfaktoren nach BISKO-Systematik ermittelt. Im Jahr 2019 

betragen die Emissionen der Verbandsgemeinde Langenlonsheim-Stromberg insgesamt rund 

287.000 (ohne Autobahndaten: 145.000) t CO2. In Abbildung 21 sind die Emissionen im Jahr 

2019 nach den drei Sektoren Strom, Wärme und Verkehr dargestellt und nach 

Unterkategorien weiter aufgeschlüsselt. Die Daten ohne Autobahn sind der Abbildung 22 zu 

entnehmen. Die Pro-Kopf-Emissionen für die Verbandsgemeinde Langenlonsheim-Stromberg 

liegen bei 12,6 (6,4) t CO2/Kopf. Mit den Autobahndaten liegt der Wert damit über dem 

Bundesdurchschnitt von 8,1 t CO2/Kopf4, ohne Autobahndaten – unter dem bundesweiten 

Wert. Um das 1,5°-Ziel erreichen zu können, liegt das derzeitige CO2-Budget pro Jahr weltweit 

bei 1,5 t CO2/Kopf. 

 

Abbildung 21: : Treibhausgasemissionen nach Sektoren und Energieträgern (2019) 
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Die aus den Verkehrsverbräuchen resultierenden Emissionen sind für 61 % der 

Gesamtemissionen verantwortlich. Die Emissionseinsparung durch Einspeisung von 

erneuerbaren Energien als Anteil am Gesamtstromverbrauch wird nach BISKO-Standard nicht 

bilanziert, kann aber ergänzend dargestellt werden: Die lokale Stromeinspeisung entspricht 

8 % des Stromverbrauchs und kann rein rechnerisch rund 36.000 t CO2/a einsparen. Zieht man 

die lokale Stromeinspeisung in Betracht (nicht BISKO-konform) würden sich die 

Gesamtemissionen auf insgesamt 252.000 t CO2 reduzieren. 

 

Abbildung 22: Emissionen nach Verbrauchergruppen mit Autobahndaten (2019) 

Das gesamte Bild lässt sich auch auf der Grafik zu den Emissionen nach Verbrauchergruppen 

ablesen. So bildet die Gruppe Verkehr mit 61% den größten Anteil. Private Haushalte 

emittieren ca. ein Viertel der Treibhausgase, gefolgt von den industriellen Anlagen (9%) und 

dem GHD-Sektor (8%). Im Folgenden werden die Autobahndaten aus dem Berechnungsmodell 

exkludiert. 
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Abbildung 23: Treibhausgasemissionen nach Sektoren und Energieträgern ohne Autobahn (2019) 

Werden die Autobahndaten aus dem Berechnungsmodell exkludiert, ist der Wärmesektor für 

die Hälfte der Emissionen verantwortlich. Der Stromsektor hat in der Verbandsgemeinde 

Langenlonsheim-Stromberg mit 28 % den zweitgrößten Anteil an den Emissionen zu 

verzeichnen. Der Verkehrssektor ist für fast ein Fünftel (22 %) der Emissionen zuständig. Ein 

Großteil davon wird mit 13 % der Gesamtemissionen durch den Kraftstoff Diesel verursacht. 

Rund 9 % sind dem Kraftstoff Benzin und weniger als 1 % auf die Elektromobilität bzw. Erd- 

und Flüssiggas zurückzuführen. 

Die Verteilung nach Verbrauchergruppen zeigt folgendes Bild: R-und die Hälfte der 

Gesamtemissionen entfallen auf den Sektor private Haushalte, 22 % auf den Verkehrssektor 

und 18 % auf den Sektor Industrie. Der Sektor Gewerbe, Handel und Dienstleistungen (GHD) 

ist für 9 % der Emissionen verantwortlich. Der Anteil der kommunalen Liegenschaften an den 

Gesamtemissionen liegt bei <1 %.  
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Abbildung 24: Emissionen nach Verbrauchergruppen ohne Autobahndaten (2019) 

Eine finale Übersicht über den Energieverbrauch und die Emissionen der Verbandsgemeinde 

Langenlonsheim-Stromberg im Jahr 2019 ist in Abbildung 23 aufgeteilt nach Energieträgern 

dargestellt.  
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Tabelle 6: Endenergieverbräuche und Emissionen (in Klammern: Berechnungsergebnisse ohne 
Autobahndaten) (2019) 

 Energieverbrauch [MWh/a] Emissionen [t CO2/a] 

Strom 85.191 9,3 % 

(18,3 %) 

108.444 14,2 % 

(28 %) 

Einspeisung/Einsparung5 75.639  -8.616  

Wärme 276.681 

 

30,1 % 

(59,5 %) 

186.664 25 % 

(49,6 %) 

Gas 130.178 

 

 161.679  

Öl 91.816 

 

 24.345  

Flüssiggas 19.694  0  

Heizstrom 3.109  123  

Nahwärme 3.300  182  

Sonstige Konventionelle 4.920  0  

Steinkohle 0  0  

Umweltwärme 6.534  30  

Biomasse 15.637  271  

Solarthermie 1.492  32  

Biogas 0  0  

Sonstige Erneuerbare 0  0  

Verkehr 555.922 

(103.056) 

60,6 % 

(22,2 %) 

96.570 

(32.393) 

60,8 % 

(22,4 %) 

Diesel 378.587 

(58.623) 

 123.630 

(19.143) 

 

Benzin 145.105 

(38.386) 

 46.772 

(12.360) 

 

Strom 289 

(79) 

 138 

(38) 

 

                                                      
5 Anrechnung der Erzeugung von EE-Strom auf die Emissionsbilanz nach BISKO-Standard nicht zulässig, deshalb 
nur ergänzende Darstellung. Die Einspeisemenge wird zur Berechnung des lokalen Strommix genutzt. 
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Sonstige 31.942 

(5.968) 

 4.385 

(852) 

 

Summe (ohne Gutschrift der 

Emissionseinsparung aus 

der Stromeinspeisung von 

erneuerbaren Energien) 

917.794 

(464.928) 

100 % 287.715 

(145.231) 

100 % 

Summe (mit Gutschrift der 

Emissionseinsparung aus 

der Stromeinspeisung aus 

erneuerbaren Energien) 

  252.630 

(110.311) 

100 % 
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V. Potenzialanalyse 

In der Potenzialanalyse werden für die Sektoren Strom, Wärme und Verkehr Potenziale zur 

Vermeidung von Treibhausgasemissionen ermittelt. Anschließend erfolgt die Entwicklung 

zweier denkbarer Szenarien bis zum Zieljahr 2040 mit dem Zwischenziel 2030. 

Potenziale 

Grundsätzlich lassen sich auf zwei Arten Emissionen reduzieren. Zum einen durch eine 

Verringerung des Verbrauchs durch Energieeinsparmaßnahmen und Effizienzsteigerung. Zum 

anderen können der Einsatz erneuerbarer Energien und die Umrüstung auf klimafreundliche 

Technologien die Emissionen verringern. Die Energieeinsparung und Effizienzsteigerung sollte 

in ihrer Bedeutung nicht verkannt werden, da die klimafreundlichste Energieeinheit diejenige 

ist, die nicht verbraucht und deshalb nicht produziert werden muss. Entsprechend werden 

Einsparmöglichkeiten zuerst betrachtet, gefolgt von den Potenzialen zur Nutzung 

regenerativer Energien. Es werden die vorhandenen Potenziale dargestellt und Aussagen zur 

Nutzbarkeit vor Ort (soweit möglich) anhand von natürlichen oder regulatorischen 

Beschränkungen getroffen.  

Szenarien 

Auf Basis der Potenziale werden zwei Szenarien erstellt, die eine mögliche 

Energieversorgungssituation in der Zukunft – je nach Ausmaß des lokalen Klimaschutzes - 

beschreiben. Es ist wichtig zu beachten, dass die Szenarien Zukunftsbilder darstellen, die 

selten genauso eintreten wie geplant, aber hilfreiche Wenn-Dann-Überlegungen darstellen 

und einen Orientierungspunkt für eine strategische Implementierung von lokalem 

Klimaschutz geben. Folgende zwei Szenarien werden in jedem Sektor betrachtet: 

Referenzszenario 

Das Referenzszenario (auch „Business-as-usual-Szenario“ genannt) basiert einerseits auf der 

bisherigen Entwicklung der Verbräuche in der Verbandsgemeinde Langenlonsheim-Stromberg 

und andererseits auf dem aktuellen Stand der Politik in puncto Energiewende und 

Klimaschutz. Dieses Szenario zeichnet sich dadurch aus, dass in Zukunft keine zusätzlichen 

Anstrengungen unternommen werden, Energiewende und Klimaschutz in der 

Verbandsgemeinde voranzutreiben. Vielmehr wird der bisherige Trend fortgeschrieben. 
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Klimaschutzszenario 

Im Gegensatz zum Trendszenario basiert dieses Szenario auf der Annahme, dass sowohl in der 

Verbandsgemeinde vermehrt Klimaschutzaktivitäten durchgeführt als auch auf 

bundespolitischer und gesetzgeberischer Ebene zusätzliche Aktivitäten zu Energiewende und 

Klimaschutz vorangetrieben werden. Dabei steht insbesondere das Ziel von Rheinland-Pfalz, 

bis 2040 weitgehende Treibhausgasneutralität zu erreichen, im Vordergrund. Die getroffenen 

Annahmen des Szenarios beruhen auf einer Analyse der lokalen Potenziale sowie den 

Ergebnissen bundesweiter Studien, welche Anpassungen notwendig und sinnvoll erscheinen. 

Insbesondere die Studie „Klimaneutrales Deutschland 2045“ (2021)6 von Prognos AG et al. als 

auch der Ariadne-Report „Deutschland auf dem Weg zur Klimaneutralität 2045“ (2021) 

wurden für die Annahmen im Strom- und Wärmesektor genutzt. Für den Verkehrssektor 

wurden insbesondere die Ergebnisse der „Renewbility-Studie“ als Grundlage genommen. Da 

nicht für jede Gebietskörperschaft ein einheitliches Zielbild erstellt werden kann, weil lokale 

Potenziale und Ausgangsbedingungen berücksichtigt werden müssen, dienen die 

Studienergebnisse lediglich als Orientierung und lokale Szenarien können in ihren Annahmen 

abweichen. Auch ist darauf hinzuweisen, dass es verschiedene Möglichkeiten gibt, dem Ziel 

der Treibhausgasneutralität näher zu kommen. Unterschiedliche Studien gewichten etwa den 

Einfluss verschiedener Technologien und Energieträger stärker oder schwächer (Beispiel 

Wasserstoff). Entsprechend sind auch andere Entwicklungen als hier formuliert denkbar, 

jedoch erscheint das dargestellte Szenario unter den gegebenen Ausgangsbedingungen und 

den getroffenen Annahmen als besonders passend.  

Im jeweiligen Fazit sind alle relevanten Veränderungen des Sektors (Strom, Wärme, 

Verkehr) übersichtlich dargestellt. Welche Ausbauziele dafür notwendig sind und welches 

Potenzial in der Verbandsgemeinde Langenlonsheim-Stromberg vorhanden ist, wird in den 

jeweiligen vorherigen Unterkapiteln im Detail erläutert. 

 

  

                                                      
6  Prognos, Öko-Institut, Wuppertal-Institut (2021): Klimaneutrales Deutschland 2045. Wie Deutschland seine Klimaziele schon vor 2050 

erreichen kann. Zusammenfassung im Auftrag von Stiftung Klimaneutralität, Agora Energiewende und Agora Verkehrswende 
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V.1. Stromsektor 
Um Aussagen über die Potenziale im Stromsektor treffen zu können, wird zunächst 

untersucht, wie sich der Stromverbrauch selbst entwickeln wird. Durch technologische 

Fortschritte ist mit Einsparungen durch eine erhöhte Energieeffizienz von Geräten zu rechnen. 

Zusätzlich wird eine Verhaltensänderung hin zu einem sparsameren Umgang mit Energie 

notwendig sein und deshalb aktiv beworben werden. Gleichzeitig ist von einer deutlichen 

Steigerung des Strombedarfs aufgrund der Umstellung auf strombasierte Technologien insb. 

durch Nutzung von Wärmepumpen im Wärmesektor und Elektromobilität im Verkehrssektor 

auszugehen. 

Anschließend wird geprüft, welche Technologien eingesetzt werden können, um einen 

möglichst hohen Anteil des Strombedarfs durch lokale und emissionsarme Erzeugung zu 

decken. Es spielen sowohl Großanlagen wie Windkraft, Biogasanlagen und Freiflächen-

Photovoltaik eine Rolle als auch kleine Anlagen für den Eigenbedarf wie PV-

Dachflächenanlagen von Wohngebäuden. Während Dachflächen-PV in jeder Kommune 

ausgebaut werden kann, können sich die Voraussetzungen für Großprojekte regional stark 

unterscheiden, weshalb in der Praxis überregional gedacht und kooperiert werden sollte. 

V.1.1. Effizienzsteigerung in Haushalten, Gewerbe und Industrie  

Grundsätzliches Potenzial 

Energieverbrauch selbst zurückzufahren ist der primäre Schritt zur Reduzierung der CO2-

Emissionen in der Verbandsgemeinde. Werden in diesem Bereich große Fortschritte erzielt, 

fallen die folgenden Schritte der Substitution von Energieträgern und gegebenenfalls die 

Kompensation deutlich geringer aus. In der Energieeffizienzstrategie 2050 hat sich 

Deutschland das Ziel gesetzt, den Primärenergieverbrauch gegenüber 2008 um 50 % zu 

reduzieren. Bis 2030 soll eine Reduktion um 30 % des Primärenergieverbrauchs erreicht 

werden. Dazu sind verschiedene Maßnahmen im Nationalen Aktionsplan Energieeffizienz 

(NAPE 2.0) festgelegt. 

Ein wesentlicher Faktor, der zur Reduzierung des Stromverbrauchs beiträgt, ist der 

technologische Fortschritt und die Produktion immer effizienterer Geräte. Das EU-

Energielabel bietet dabei eine gute Orientierung. Es wird angenommen, dass der vermehrte 

Einsatz energiesparender Anlagen wie Haushaltsgeräte und Beleuchtung in der VG 

Langenlonsheim-Stromberg zu einem Rückgang des Stromverbrauchs in den Haushalten führt. 
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Die Verhaltensänderung spielt hierbei eine entscheidende Rolle. Das Bewusstsein für 

vorhandene Einsparpotenziale, beispielsweise durch das vollständige Abschalten nicht 

genutzter technischer Produkte, muss gestärkt werden. Die Analyse der Stromverbräuche 

zeigt, dass rund 90% des Stroms in den Bereichen "Industrie" und "Private Haushalte" 

verbraucht werden. Für Unternehmen bestehen – wie auch für Haushalte – geförderte 

Möglichkeiten der Energieberatung, um Einsparpotenziale zu identifizieren. Der Einsatz 

energieeffizienter Anlagen wird in Zukunft entscheidend sein (Beleuchtung, Lüftung, IKT; 

Maschinen, etc.).  

Szenarien 

Deutschlandweit sank der Nettostromverbrauch in den Jahren 2010-2019 um rund 5 %.7 

Unter den verschiedenen Verbrauchergruppen ist kein relevanter Unterschied zu verzeichnen. 

Entsprechend hoch ist die Notwendigkeit umfassende Veränderungen vorzunehmen, um die 

deutschlandweiten Ziele zu erreichen.  

Die Energieeffizienzstrategie Deutschlands sieht ambitionierte Reduktionsziele für den 

Energieverbrauch vor. Im Klimaschutzszenario wird davon ausgegangen, dass der 

Stromverbrauch bis 2040 um 25 % reduziert wird. Diese Zielsetzung wurde speziell für diesen 

Zeitraum festgelegt. Konkret ergeben sich folgende Szenarien:  Ausgenommen bei diesen 

Reduktionen sind die elektrische Wärmebereitstellung mittels Wärmepumpen und der 

Stromverbrauch verursacht durch Elektromobilität. Ihr Energieverbrauch und die 

resultierenden Emissionen werden im vorliegenden Konzept in den Sektoren Wärme und 

Verkehr betrachtet. Durch ihren Stromverbrauch wird der in der folgenden Abbildung 

dargestellte Rückgang des „klassischen“ Stromverbrauchs überkompensiert. Dies wird im 

folgenden Fazit zum Stromsektor informativ ergänzend dargestellt.  

Referenzszenario 

Angelehnt an bisherigen deutschlandweiten Entwicklungen wird für alle Sektoren eine 

Reduktion von 6,2 % bis 2030 und 11,5 % bis 2040 angenommen. Der Gesamtstrombedarf 

sinkt um rund 9.000 MWh auf 76.000 MWh bis 2040. Die Realisierung des 

Reduktionspotenzials entspricht einer Emissionseinsparung von ca. 4.100 t CO2, wenn mit dem 

Bundesstrommix von 2019 gerechnet wird. 

                                                      
7 (BMWi, 2019) 
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Klimaschutzszenario 

Die bundesweite Zielsetzung der Energieeffizienzstrategie wird auf den betrachteten Zeitraum 

von 2019 – 2040 heruntergebrochen und eine Reduktion des klassischen Stromverbrauchs 

von 15 % bis 2030 und von 25 % bis 2040 für die Haushalte, das Gewerbe und für die Industrie 

angenommen. Der Gesamtstrombedarf sinkt bis 2040 um ca. 20.500 MWh/a auf 64.700 

MWh/a, während die Realisierung des Reduktionspotenzials einer Emissionseinsparung von 

ca. 9.800 t CO2 entspricht, wenn mit den Bundesstrommix von 2019 gerechnet wird. 

Es ist zu beachten, dass die hier beschriebenen Emissionseinsparungen im Vergleich zum 

Bundesstrommix von 2019 und dessen Emissionsfaktor berechnet wurden. Die tatsächliche 

Emissionseinsparung wird im Jahr 2040 deutlich geringer ausfallen, da der Emissionsfaktor des 

Bundesstrommix sich entsprechend der derzeitigen Ausbauziele für erneuerbare Energien 

stark verbessern wird. Um jedoch die Klimaschutzwirkung der einzelnen Maßnahmen 

darzustellen, wird für die Einzeldarstellungen der Vergleich mit den Emissionen von 2019 

herangezogen. 

 

Abbildung 25: Resultierender Stromverbrauch nach Szenarien in der Verbandsgemeinde Langenlonsheim-
Stromberg 

V.1.2. Effizienzsteigerung in den kommunalen Liegenschaften 
Kommunale Liegenschaften können und sollen eine bedeutende Rolle bei der Umsetzung der 

angestrebten Emissionsziele spielen, um die Vorbildfunktion der Verwaltung zu stärken. Im 

Hinblick auf die Liegenschaften der Verbandsgemeinde und der Ortsgemeinden werden die 

spezifischen Stromverbräuche ermittelt, indem das Verhältnis der mittleren Verbräuche8 zur 
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Nettogrundfläche berechnet wird. Daraus lässt sich eine gewisse Effizienz der jeweiligen 

Gebäude ableiten. Die spezifischen Verbräuche der kommunalen Liegenschaften sind in der 

Abbildung am Ende dieses Kapitels dargestellt. Des Weiteren sind die Referenzwerte für 

vergleichbare „gute Bestandsgebäude“ aufgetragen, wie sie vom BMWK vorgegeben werden.8 

Insgesamt wurden die Stromverbrauchswerte von 47 Liegenschaften9 zur Verfügung gestellt. 

Eine Potenzialanalyse aufgrund der Vollständigkeit der Daten konnte bei 30 Gebäuden 

durchgeführt werden. Bei 19 Gebäuden wurden die Referenzwerte für den Stromverbrauch 

überschritten.  

Dank den primär erhobenen Daten zum Stromverbrauch der kommunalen Liegenschaften 

lassen sich konkrete Einsparpotenziale ermitteln. Die Differenz zwischen den spezifischen 

Stromverbräuchen und den Referenzwerten multipliziert mit der vorhandenen Fläche ergibt 

sich ein Einsparpotenzial pro Gebäude. Den größten spezifischen Stromverbrauch weist das 

Feuerwehrhaus Schöneberg mit rund 117 kWh/(m2*a). Darauf folgen die Feuerwache 

Eckenroth mit einem spezifischen Verbrauch von rund 113,5 kWh/(m2*a) und das 

Feuerwehrdienstgebäude Waldlaubersheim mit 113 kWh/(m2*a). Das größte 

Einsparpotenzial (gegenüber guten Bestandsgebäuden) liegt bei der „Deutscher Michel-Halle“ 

in Stromberg mit 68 MWh/a, gefolgt von der Grundschule Stromberg (Schulstraße) mit 48 

MWh/a.10  

Die daraus resultierenden Strom- und Emissionseinsparungen sind in der folgenden Tabelle 

für die jeweiligen Szenarien dargestellt. Die Emissionsreduktion ist mit Annahme des 

Bundessstrommix von 2019 berechnet, um das Einsparpotenzial von Maßnahmen 

darzustellen. Im Jahr 2040 wird diese Einsparung deutlich geringer ausfallen, da von einem 

stark verbesserten Bundesstrommix ausgegangen wird. 

Die Ergebnisse beruhen auf einer ersten Analyse von Kennzahlen und enthalten entsprechend 

eine gewisse Unschärfe. Die tatsächlich realisierbaren Reduktionspotenziale bedürfen einer 

fachmännischen Vor-Ort-Analyse der einzelnen Gebäude und Gegebenheiten. Durch die 

Einführung eines Energiemanagementsystems würde die Möglichkeit einer genaueren 

                                                      
8  „Bekanntmachung der Regeln für Energieverbrauchswerte und der Vergleichswerte im 
Nichtwohngebäudebestand“ (BMWK, Vom 15. April 2021). 
 
9  Einzelne kommunale Gebäude sind nicht abgebildet, wenn keine Informationen zu Verbräuchen oder 
Grundflächen vorliegen. 
10 Dies ist eine erste Potenzialabschätzung ohne Detailbetrachtung, sodass die tatsächlichen Werte davon deutlich 
abweichen können. 
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Datenerfassung sowie einer spezifischeren Analyse der Daten der kommunalen 

Liegenschaften bestehen.  

Tabelle 7: Effizienzsteigerung der kommunalen Liegenschaften nach Szenarien 

Szenario Ausgestaltung Energie-

einsparung 

Emissions-

reduktion 

Referenz Realisierung des Einsparpotenzials aus 

dem Vergleich mit „guten 

Bestandsgebäuden“ 

266 MWh/a 127 t CO2/a 

Klimaschutz Realisierung des Einsparpotenzials bei 

Sanierung auf KfW-70-Standard 

301 MWh/a 144 t CO2/a 
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Abbildung 26: Spezifischer Stromverbrauch der kommunalen Liegenschaften in der Verbandsgemeinde Langenlonsheim-Stromberg und den Ortsgemeinden
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V.1.3. Windenergie 

Grundsätzliches Potenzial 

Die raumplanerischen Regelungen für den Windkraftausbau werden in Rheinland-Pfalz auf 

Landesebene durch den Landesentwicklungsplan (LEP) festgelegt. Derzeit wird der LEP in 

Rheinland-Pfalz in der vierten Teilfortschreibung überarbeitet. Dabei werden insbesondere 

die Abstandsregelungen festgelegt, die bisher bei 1.000 Metern lagen (in Ausnahmefällen 

darüber). Aufgrund der politischen und gesellschaftlichen Veränderungen und einer deutlich 

ambitionierteren Klimaschutzpolitik auf Bundes- und Landesebene, hier ist insbesondere das 

Windenergieflächenbedarfsgesetz zu nennen, werden die Abstandsregeln in Rheinland-Pfalz 

auf 900 m reduziert und so die Flächenkulisse deutlich erweitert. Die Landesregierung sieht 

unter anderem vor, die Genehmigungsverfahren zu beschleunigen, indem 2023 die 

Zuständigkeit von den regionalen Genehmigungsbehörden auf die SGD Nord und SGD Süd 

übertragen werden, um die regionalen Genehmigungsbehörden zu entlasten. 

Auch auf Bundesebene ist eine Intensivierung der Aktivitäten in Sachen des Ausbaus von 

Windenergieanlagen festzustellen. Als strategische Grundlage lässt sich hier das so genannte 

„Windenergie-An-Land-Gesetz“ erwähnen, laut dem 2 % der Landesfläche für Windkraft bis 

zum Jahr 2032 stehen muss, wenn die bundesweiten klimapolitischen Ziele tatsächlich 

erreicht werden sollen. Zu diesem Zeitpunkt werden rund 0,5 % der Landesfläche von 

Windenergieanlagen beansprucht. Der Gesetzgeber hat unter anderem das Zwischenziel von 

1,4 % bis zum Jahr 2027 festgeschrieben, was für einen zusätzlich hohen Handlungsbedarf in 

den kommenden Jahren steht. 

Auf der Gemarkung der Verbandsgemeinde Langenlonsheim-Stromberg sind laut Energieatlas 

Rheinland-Pfalz und der Übersicht der Windenergieanlagen im Landkreis Bad Kreuznach 11 

Anlagen in der Nähe von Daxweiler, 6 Anlagen in der Nähe von Seibersbach sowie 2 

Windkraftanlagen westlich von Dörrebach errichtet. 

Der Ausbau der Windkraft in der Verbandsgemeinde Langenlonsheim-Stromberg ist über den 

Regionalplan geregelt. Im Regionalplan sind Vorranggebiete für die Windkraftanlagen 

definiert und räumlich abgegrenzt. Damit einher geht eine Ausschlusswirkung auf Flächen 

außerhalb der Vorranggebiete, auf denen keine Windkraft gebaut werden darf. Die 

gesetzgeberische Kulisse im Sektor der Windenergie entwickelt sich rasant, weswegen jegliche 

Erneuerungen, Änderungen und Revisionen nicht auszuschließen sind. 
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Abbildung 27: Übersicht der Windnennleistung in der Verbandsgemeinde Langenlonsheim-Stromberg. Quelle: 
Energieatlas Rheinland-Pfalz 

 

Im Folgenden werden die Windgeschwindigkeiten als Indikator für das grundsätzliche 

Potenzial für Windkraft dargestellt. Als für die neuen Windenergieanlagen geeignete Gebiete 

kommen die Ortschaften am nördlichen (6.6 – 7.2 m/s) und nordöstlichen (6.6 – 7.0 m/s) Rand 

der Verbandsgemeinde infrage. 
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Abbildung 28: Übersicht der Windgeschwindigkeiten (Höhe: 140 m) auf der Gemarkung der 
Verbandsgemeinde Langenlonsheim-Stromberg. Für die pixelgenaue Darstellung siehe Originalquelle. Quelle 
der Daten: Energieatlas Rheinland-Pfalz. Eigene Darstellung der EnergyEffizienz GmbH 

Auf der Fläche der Verbandsgemeinde Langenlonsheim-Stromberg lassen sich nur wenige 

Flächen mit ausreichender mittlerer Windgeschwindigkeit für die Installation von 

Windkraftanlagen finden. Im Norden und Nordwesten der Verbandsgemeinde lassen sich 

potenziell geeignete Gebiete für die Installation der Windkraftanlagen finden, einige WKA 

wurden dort bereits errichtet – bspw. kleiner Windpark westlich von Dörrebach. Die relativ 

dichte urbane Besiedlung der östlichen Gebiete der Verbandsgemeinde beschränkt das 

theoretische Potenzial der Windkraftanlagen. 

Eine detailliertere Analyse der zusätzlichen Flächen sowie eine genauere Untersuchung des 

lokalen Windenergiekraftpotenzials vor Ort erscheint in diesem Fall relevant. Die folgende 

Karte bildet die Eignung konkreter Ortschaften für neue Windenergieanlagen ab. 
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Abbildung 29: Übersicht der potenziellen Referenzerträge der Windenergieanlagen auf der Gemarkung der 
Verbandsgemeinde Langenlonsheim-Stromberg. Quelle der Daten inkl. Legende: Energieatlas Rheinland-Pfalz. 
Hintergrundkarte: Open Street Maps. Eigene Darstellung der EnergyEffizienz GmbH 
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Szenarien 

Folgende zwei Szenarien werden für die Windenergie betrachtet: 

Referenzszenario 

Für die Vollständigkeit der Analyse wurde jedoch entschieden, den Zubau einer 

Windenergieanlage bis zum Zwischenjahr 2030 anzunehmen. Bis zum Zieljahr 2040 wird ein 

Zubau von insgesamt fünf Anlagen angenommen (Gesamtzahl 2040: 21 Windenergieanlagen). 

Es wird von einer durchschnittlichen Leistung von 5 MWp pro Anlage ausgegangen. Bis 2030, 

gemäß den getroffenen Annahmen, wird mit einer Einspeisung von ca. 73.200 MWh 

gerechnet. Bis 2040 erhöht sich die Einspeisung auf rund 108.300 MWh. Dies entspricht einem 

zusätzlichen Emissionsreduktionspotenzial bis 2030 von rund 34.300 Tonnen CO2/a und von 

ca. 50.700 Tonnen bis 2040. 

Klimaschutzszenario 

Für 2040 wird ein Zubau von insgesamt 42 Anlagen angenommen, um den voraussichtlichen 

lokalen Strombedarf abzudecken. Bis 2030 wird von einem Zubau von 32 Anlagen 

ausgegangen. Mit dem Klimaschutzszenario soll ein Anhaltspunkt geschaffen werden, die für 

den zukünftigen Ausbau als Orientierungswert dienen kann. Es wird sich am ermittelten 

Gesamtstrombedarf, der sich aus dem zusätzlichen Bedarf für Wärmepumpen und E-Mobilität 

ergibt, gerechnet. Bis 2030 wird von einer Stromeinspeisung von 344.000 MWh/a und für 

2040 von einer Einspeisung von knapp 430.000 MWh/a ausgegangen. Die Emissionsreduktion 

beläuft sich bis 2030 auf 160.000 t CO2/a und bis 2040 auf 202.000 t CO2/a, wenn mit den 

Bundesstrommix von 2019 verglichen wird. 

Anmerkung: laut BISKO-Methodik ist der Verkehrssektor während der Bestimmung des 

zukünftigen Strombedarfs unbedingt zu beachten. Die Einzelheiten der verkehrsbedingten 

Situation der Verbandsgemeinde Langenlonsheim-Stromberg stellen allerdings einen 

gesonderten Fall der durchgeführten Potenzialanalyse. Die Interdependenzen zwischen dem 

Anteil der E-Mobilität und dem projizierten Strombedarf, die sich an die objektiven 

Bedingungen anwenden lassen, sind dem Abschnitt „Weitere Ausführungen zum 

Reduktionspfad“ zu entnehmen. 
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V.1.4. Photovoltaik 

Grundsätzliches Potenzial 

Im Jahr 2019 befanden sich nach den Daten des Marktstammdatenregisters im 

Verbandsgemeindegebiet 579 Photovoltaikanlagen (Dach- sowie gewerbliche und 

Freiflächenanlagen) mit einer Gesamtleistung von 9,7 MWp im Betrieb, davon sind ca. 0,7 

MWp im Sektor PV-Freiflächenanlagen zu finden11. 

Im Jahr 2019 wurden durch die Anlagen rund 10,4 MWh Strom erzeugt und damit CO2-

Emissionen in Höhe von ca. 420 t CO2-Äq. vermieden. Die meisten Anlagen wurden in den PV-

Boom-Jahren zwischen 2009-2011 errichtet (s. Abbildung unten). Danach hat sich das Tempo 

der Installation von neuen Anlagen aufgrund veränderter Förderbedingungen abgeflacht, seit 

2017 ist wieder ein leichter Anstieg zu beobachten. 

 

Abbildung 30: Anzahl jährlich zugebauter Photovoltaikanlagen in der Verbandsgemeinde Langenlonsheim-
Stromberg 

Wären die Dachflächen-PV-Anlagen ausschließlich auf Wohngebäuden verbaut, würde dies 

einen Anteil von ca. 7 % der ca. 8.200 Wohngebäude (Stand 2019) ausmachen. Es wird daher 

ein weiterhin großes Potenzial für PV-Dachanlagen in der Verbandsgemeinde gesehen.  

Leider bietet der Datenservice des Energieatlasses Rheinland-Pfalz keine Gesamtübersicht der 

für PV-Installationen geeigneten Dachflächen. Eine Auswertung kann nur gebäudespezifisch 

erfolgen. Gerade im Hinblick auf die zu erwartende steigende Anzahl an Wärmepumpen wird 

                                                      
11 Für die genaue Anzahl der Freiflächenanlagen abhängig vom Standort s. Daten des Marktstammdatenregisters 
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der Ausbau von PV-Anlagen in Kombination mit einer Wärmepumpe für viele Haushalte eine 

rentable Option darstellen.  

Die Installation der PV-Anlagen auf den Gebäudedächern in Rheinland-Pfalz hat sich im Laufe 

der letzten Jahre intensiviert. Die Gesamtanzahl der Anlagen liegt über 119.000, während sich 

die Gesamtleistung der installierten Anlagen auf ca. 2.5 GWp beläuft. Damit konnten 2020 fast 

2,2 TWh Strom erzeugt und 1,1 Mio. Tonnen CO2 vermieden werden12. Die lokale Regierung 

bereitet auch die entsprechende gesetzgeberische Kulisse für die Intensivierung der 

Solaroffensive vor: Neben dem postulierten Ziel der Klimaneutralität bis zum Jahr 2040 

werden andere Gesetze, Regelungen und Anreize genutzt. Hier ist etwa ein Solar-Speicher-

Programm für private Haushalte zu nennen13 . Rheinland-Pfalz zeigt sich im kommunalen 

Klimaschutz besonders progressiv – nicht zuletzt dank des neulich veröffentlichten 

Kommunalen Klimapakts 14 , welcher die Weichenstellungen für die aktive Teilnahme der 

lokalen Gebietskörperschaften am Klimaschutz abzulesen sind und welcher die Wichtigkeit 

der interkommunalen Zusammenarbeit auf dem Feld der EE-Ausbau unterstreicht. Nicht 

zuletzt sind die Fördermittel zu erwähnen, die die lokale Regierung für die klima- und 

umweltschutzbezogenen Initiativen zur Verfügung stellt15.  

Bezüglich der Freiflächen-PV-Anlagen sind nach EEG 2023 grundsätzlich  

 auf einem 500 m breiten Streifen entlang von Schienen, Autobahnen und allen Bundesstraßen 

 auf Konversionsflächen und bereits versiegelten Flächen und  

 nach Landesverordnung freigegebenen benachteiligten Grünlandflächen möglich.  

Darüber hinaus wurden mit der EEG-Novelle „besondere Solaranlagen“ wie Agri-PV und 

Grünland-PV, Floating-PV, Moor-PV und Parkplatz-PV in die Förderung aufgenommen. Die 

Auswahl passender Flächen für PV-Freiflächenanlagen ist derzeit ein vieldiskutiertes Thema. 

Soll die Anlage nicht über das EEG gefördert werden, ist auch die Installation als nicht-

privilegiertes Bauvorhaben im Außenbereich möglich.  

Grundsätzlich ist eine Aufstellung des Bebauungsplans und die entsprechende Änderung des 

Flächennutzungsplans erforderlich. Die Belange der Land- sowie Forstwirtschaft sind ebenso 

                                                      
12 (Energieagentur RLP, 2023) 
13 (Energieagentur RLP, 2023) 
14 (Kommunaler Klimapakt RLP, 2022) 
15  (Kommunale Klima-Offensive RLP, 2022) 
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zu berücksichtigen. Die Aufstellung von Bauleitplänen sei allerdings nicht erforderlich. Als 

geeignete Standorte für die Installation der PV-Freiflächenanlagen können folgende Flächen 

betrachtet werden16: 

 versiegelte Konversionsflächen 

 Siedlungsbrachen und sonstige brachliegende, ehemals baulich genutzte Flächen 

 Abfalldeponien sowie Altlasten und -verdachtsflächen 

 Flächen im räumlichen Zusammenhang mit größeren Gewerbegegebieten 

 Trassen entlang größerer Verkehrstrassen (Schienenwege und Autobahnen) 

 Sonstige durch Infrastruktur-Einrichtungen veränderte Landschaftsausschnitte, z.B. 

Hochspannungsleitungen 

 Flächen ohne besondere landschaftliche Eigenart. 

Der weitere Ausbau muss im Einklang mit dem Naturschutz einhergehen. 

Das jährliche Kontingent von max. 50 MWp, welches an den Auktionen der 

Bundesnetzagentur teilnehmen konnte, wurde in Anlehnung an die deutlich gesteigerten 

bundesweiten Ziele auf 200 MWp jährlich erhöht.17 

Als Benchmark für eine benachteiligte Fläche gilt der landesweite Durchschnitt mit einer 

Ertragsmesszahl (EMZ) von 35. In Spezialfällen kann auf Ebene der Verbandsgemeinden und 

Städte der lokale Durchschnitt als Grenzwert herangezogen und entsprechend abweichende 

Entscheidungen getroffen werden. 

 

                                                      
16 S. Hinweise des bayerischen Staatsministeriums für die vollständige Erläuterung 
17 https://www.pv-magazine.de/2021/12/14/rheinland-pfalz-genehmigt-kuenftig-jaehrlich-200-megawatt-
photovoltaik-freiflaechenanlagen-auf-benachteiligten-gebieten/  
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Abbildung 31: Übersicht der Ackerzahl in der Verbandsgemeinde Langenlonsheim-Stromberg. Für die 
pixelgenaue Darstellung siehe Originalquelle. Quelle der Daten: Energieatlas Rheinland-Pfalz. Eigene 
Darstellung der EnergyEffizienz GmbH 

Der weitere Ausbau der PV-Freiflächen auf den landwirtschaftlich genutzten Flächen stößt 

verständlicherweise auf einen gewissen Widerstand einiger zivilgesellschaftlicher 

Organisationen. Einen möglichen Kompromiss stellt die Agri-Photovoltaik (Agri-PV) dar: 

Hierbei wird die gleichzeitige Nutzung einer Fläche für sowohl landwirtschaftliche Zwecke als 

auch die Stromproduktion durch Photovoltaik ermöglicht. Dies kann von hoch 

aufgeständerten PV-Anlagen, unter denen genügend Platz für Ackerbau oder auch 

Obstplantagen etc. zur Verfügung steht, bis hin Flächen mit extensiver Beweidung und nur 

geringfügigem Anpassungsbedarf für die Installation der PV-Module reichen. Durch die 
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kombinierte Nutzung erhöht sich die Flächeneffizienz deutlich. Dadurch ergibt sich 

zusätzliches Potenzial für PV-Freiflächenanlagen. 

Szenarien 

Für die Zukunft wird angenommen, dass Altanlagen nach einer Lebensdauer von 25 Jahren 

vom Anlagenbetreiber erneuert werden und somit ein Verlust der am Netz angeschlossenen 

Anlagen nicht verzeichnet wird. Im Folgenden sind sowohl die Ausbauraten, welche für die 

einzelnen Szenarien angenommen werden, als auch die sich daraus ergebenden 

Einspeisemengen und Emissionsreduktionen angegeben:  

Referenzszenario 

Der Trend der Ausbaurate wird fortgesetzt: Es werden jährlich rund 22 Anlagen auf 

Wohngebäuden und drei Anlagen im GHD-Sektor installiert. Damit wird der Trend der Jahre 

2015-2019 fortgeschrieben. Ergänzend wird in Anlehnung an die bereits bestehende PV-

Freiflächenanlage (Stand 2019) ein weiterer moderater Ausbau von einer weiteren 

Freiflächenanlage bis 2030 und insgesamt zwei Freiflächenanlagen bis 2040 angenommen (á 

1 MWp). Bis 2030 können so rund 13.800 MWh/a bereitgestellt werden, was einer 

Emissionseinsparung von knapp 6.000 t CO2 entspricht. Bis 2040 würden weitere rund 18.000 

MWh/a erzeugt und damit eine Einsparung jährlicher Emissionen in Höhe von ca. 8.000 t CO2 

ermöglicht. 

Klimaschutzszenario 

Eine ambitioniertere Ausbaurate mit 50 Dachflächen-PV-Anlagen auf Wohngebäuden sowie 

10 Anlagen im GHD-Sektor wird angenommen. Unter der Annahme, dass günstige Potenziale 

vor Ort genutzt werden sollten, um auch die Ziele des Landes Rheinland-Pfalz zum Ausbau 

erneuerbarer Energien zu erreichen, ist von einem intensiven Ausbau der Freiflächenanlagen 

ebenso auszugehen. Es wird von einem Ausbau von 14 PV-Freiflächenanlagen bis 2030 mit 

einer installierten Leistung von 15 MWp sowie 29 Anlagen bis 2040 mit einer installierten 

Leistung von 30 MWp ausgegangen. 

Im Rahmen des hier vorliegenden Szenarios soll ein Referenzwert als Orientierungspunkt für 

den weiteren Ausbau von Photovoltaik aufgezeigt werden, der einen gewissen Rahmen liefert. 

Als Referenzwert wird der notwendige Ausbau angenommen, der für die Erreichung der 50%- 

Deckung des kompletten Strombedarfs in 2040 (inkl. Strombedarf für Wärmepumpen und E-
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Mobilität) ermöglicht. Unter Berücksichtigung der zugebauten Windenergieanlagen (s. Kapitel 

5.1.3. „Windenergie“) würde man für die Abdeckung des erwarteten Strombedarfs weitere 

rund 29 PV-Freiflächenanlagen (erwartete Nettonennleistung: ca. 30.000 kWp) bis 2040 

brauchen. Wird von einem Durchschnittswert von 1 MWp pro 0,8 ha ausgegangen, 

entspräche das ca. 23 ha. 

Mit den getroffenen Annahmen bzgl. Dachflächen-PV sowie Freiflächenanlagen würde sich 

die Stromeinspeisung bis 2030 auf rund 30.700 MWh/a steigern, was einer zusätzlichen 

Emissionseinsparung von 8.700 t CO2/a entspricht. Bis 2040 steigt die Stromeinspeisung in 

diesem Szenario auf insgesamt rund 50.500 MWh/a. Die zusätzliche Emissionseinsparung liegt 

bei 18.000 t CO2/a, wenn mit den Emissionsfaktor des Bundesstrommix von 2019 verglichen 

wird. 

 

 

Abbildung 32: Entwicklung des Photovoltaikausbaus in der Verbandsgemeinde Langenlonsheim-Stromberg 
nach Szenarien 

Hierbei wird die beschriebene Emissionseinsparung verglichen mit dem Emissionsfaktor von 

2019 dargestellt. Die tatsächliche Einsparung sinkt im Referenzszenario und fällt im 

Klimaschutzszenario sogar auf 0. Dies begründet sich in der Annahme eines im Jahr 2040 

deutlich verbesserten Strommixes aufgrund der Ausbauziele für erneuerbare Energien der 

Bundesregierung. Würde man den durch Photovoltaik produzierten Strom jedoch mit dem 

jetzigen Stromemissionsfaktor vergleichen, wären die Einsparungen offensichtlich. An dieser 
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Stelle sei angemerkt, dass eine Verbesserung des Bundesstrommixes sich nur durch lokales 

Engagement realisieren lässt. Dadurch werden die in der Realität sinkenden 

Emissionseinsparungen relativiert, die nur eine Folge des notwendigen ambitionierten 

Ausbaus der Stromproduktion aus erneuerbaren Energien ist. 

V.1.5. Wasserkraft 

Auf der Gemarkung der Verbandsgemeinde Langenlonsheim-Stromberg sind laut den Daten 

des lokalen Klimaschutzmanagements zwei Wasserkraftanlagen (Laubenheimer Mühle) mit 

der Gesamtleistung von 300 kW installiert. Die Kapazitäten der Stromerzeugung dienen 

allerdings nur dem Zweck der Abdeckung des Eigenbedarfs, jegliche Versorgung der weiteren 

Verbraucher ist somit ausgeschlossen. Die Wirtschaftlichkeit dieser Anlagen lässt sich 

überprüfen, die weiteren Einsparpotenziale sind in den separaten Analysen zu untersuchen. 

Das weitere Potenzial für den Ausbau von Wasserkraft wird als gering eingeschätzt und 

entsprechend kein Zubau in den Szenarien angenommen. Um weitere Ausbaupotenziale zu 

erfassen wäre eine vertiefte Potenzialstudie oder Einzelfallbetrachtung notwendig. 

V.1.6. Biogasanlagen 

Potenziale der Bioenergie befinden sich vor allem im landwirtschaftlichen Bereich durch 

Energiepflanzen und der Verwertung von Reststoffen (Vergärung von Gülle/Festmist etc.). 

Außerdem kann Biogas bei der Abfallverwertung genutzt werden, insbesondere bei der 

Vergärung von Bioabfällen, der Verbrennung von Grüngut und bei Kläranlagen. Ein großer 

Vorteil der Stromerzeugung aus Biogas ist die konstante Energiebereitstellung, die im 

Gegensatz zu den fluktuierenden Energiequellen der Wind- und Photovoltaikenergie leichter 

steuerbar ist. Sie wird deshalb als Ersatz für das Erdgas in der Spitzenlast gesehen.18 Aufgrund 

der geänderten gesetzlichen Regelungen stagnierte mit Einführung des EEG2013 der Ausbau 

von Biogasanlagen weitgehend.  

Das Potenzial der Biogasanlagen in Deutschland wird in verschiedenen Studien als eine der 

möglichen Antworten auf die Gas- und Energieknappheit eingeschätzt.19  Gleichzeitig wird 

aufgrund von Zielkonflikten zwischen der klimafreundlichen Energiebereitstellung und der 

ausreichenden Lebensmittelversorgung der Anbau von Energiepflanzen häufig kritisch 

                                                      
18 (DBFZ, 2022) 
19 (DBFZ, 2022), (Neumann, 2022) 
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gesehen. 20  Eine Lösung bietet der Wechsel der Einsatzstoffe von Energiepflanzen hin zu 

landwirtschaftlichen Rest- und Abfallstoffen, welche ein noch großes teilweise ungenutztes 

Potenzial bieten.21 Die gegenwärtige Erzeugung der ca. 32.000 GWh Strommenge durch die 

fast 13.000 Anlagen (deutschlandweit)22 weist auf die bereits vorhandene Infrastruktur und 

Erfahrungen in Planung, Umsetzung und Betrieb der Anlagen hin, was zukünftige Investitionen 

stärken sollte. Auch die Repowering-Maßnahmen der bestehenden Anlagen sollen 

berücksichtigt werden, da diese den Stromertrag erheblich erhöhen können. 23  Die 

Stromerzeugung aus Biogas beträgt derzeit deutschlandweit mengenmäßig rund 15 % der 

Stromerzeugung aus Erdgas. Mit verstärkten Anstrengungen wird davon ausgegangen, dass 

fast 50 % des derzeitigen Gasverbrauchs zur Stromerzeugung durch Biogas gedeckt werden 

könnte.24 

Obwohl sich die gesetzgeberische Szene zu diesem Zeitpunkt etwas robust gegenüber den 

Entwicklungen im genannten Bereich erweist 25  (bspw. die aktuelle 

Gasnetzzugangsverordnung, Biomasse-Strom-Nachhaltigkeitsverordnung), wird eine 

genauere Analyse der Biogas-Potenziale vor Ort als sinnvoll erachtet. Neben dem Einsatz zur 

Stromerzeugung durch landwirtschaftliche Abfallprodukte, ist die Nutzung von aufbereitetem 

Biogas als Ersatz für Erdgas im Wärmesektor denkbar26, was die Bedeutung von Biogas für eine 

erfolgreiche Energiewende unterstreicht. 

Grundsätzliches Potenzial 

In der Verbandsgemeinde Langenlonsheim-Stromberg sind zwei Bioenergieanlagen zu finden 

(Stand 2019) – Deponie und Klärschlammverwertung. Da sich die Ziele der klimafreundlichen 

Energiebereitstellung und der ausreichenden Lebensmittelversorgung oft widersprechen, gibt 

es häufig Kritik am Anbau von Energiepflanzen.  Das Umweltbundesamt weist explizit auf die 

Möglichkeit einer Energiewende ohne die Nutzung von Energiepflanzen hin. 27  Aus diesen 

Gründen wird für die Szenarien von keinem weiteren Ausbau von Biogasanlagen ausgegangen. 

                                                      
20 (UBA, 2020) 
21 (Neumann, 2022) 
22 (DBFZ, 2022), S.19 
23 (DBFZ, 2022) 
24 (DBFZ, 2022) 
25 (Tagesschau, 2022)   
26 (Neumann, 2022) 

27 (UBA, 2020) 
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Abbildung 33: Ertragspotenzial Biomasse auf der Gemarkung der Verbandsgemeinde Langenlonsheim-
Stromberg. Quelle der Daten inkl. Legende: Energieatlas Bayern. Hintergrundkarte: Open Street Maps. Eigene 
Darstellung der EnergyEffizienz GmbH 

Als konfliktfrei wird die Nutzung von Gülle und Grassilage (im Gegensatz zu Maiskulturen) zur 

Biogaserzeugung angesehen, da hierbei kein Wettbewerb zur Humanernährung besteht. Eine 

genaue quantitative Analyse der Biogas- bzw. Biomethanpotenziale in der Verbandsgemeinde 

Langenlonsheim-Stromberg bedarf einer vertieften Potenzialstudie. Allerdings lassen sich 

einige Werte basierend auf den deutschlandweiten Zahlen auf die lokalen Umstände 

projizieren. Aufgrund der Datenlage können zur Auswertung nur die landkreisweiten Daten 

herangezogen werden. Die Flächen für Dauergrünland sind in der folgenden Tabelle 

dargestellt. 

Tabelle 8: Angaben zur Bodennutzung im Landkreis Bad Kreuznach, Quelle: statistisches Bundesamt (2016) 
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 Landwirtschaft davon Ackerland davon Grünland  

Landkreis Bad 

Kreuznach (Angaben 

in ha) 

33.600 22.700 7.500 

 

Die Grünlandfläche des Landkreises Bad Kreuznach eignet sich theoretisch für die Herstellung 

von ca. 127.000 MWh/a regenerativen Stroms durch die Nutzung von Gassilage in 

Biogasanlagen. Unter der Annahme, dass nur 10% dieses theoretischen Potenzials tatsächlich 

erreicht werden können, sind schätzungsweise immerhin ca. 12.700 MWh/a mit den lokalen 

Gegebenheiten produzierbar. An dieser Stelle ist auf die Vorteile überregionaler Kooperation 

hinsichtlich der Wirtschaftlichkeit und Größenordnung einer Biogasanlage hinzuweisen. Mit 

der bereits bestehenden Anlage gibt es bereits einen ersten Ansatzpunkt, um die Nutzung und 

Steigerung des lokalen Potenzials anzugehen. Es ist wichtig, relevante Trends und 

Entwicklungen in der Landwirtschaft, wie beispielsweise die Reduzierung der Anzahl 

landwirtschaftlicher Betriebe, im Blick zu behalten und in Betracht zu ziehen. Aufgrund des 

nur moderaten lokalen Potenzials wird für die vorliegenden Szenarien von keinem Ausbau 

ausgegangen, jedoch empfohlen, das überregionale Heben der vorhandenen Potenziale 

weiter auf ihre Realisierbarkeit zu prüfen. 

V.1.7. Faulgas / Kläranlagen 

Weiteres Potenzial zur Herstellung von klimafreundlichem Strom bietet die energetische 

Verwertung von Faulgasen, welche bei der Abwasserentsorgung anfallen. Die Abfallstoffe 

können ein hohes Potenzial zur Energiebereitstellung bergen. In der Verbandsgemeinde wird 

Abwasser über 4 kommunale Kläranlagen (Guldental, Langenlonsheim, Stromberg und 

Schöneberg) entsorgt und aufbereitet.  

Im Landkreis Bad Kreuznach sind 19 Kläranlagen mit dem Abwasseraufkommen von ca. 

22.800.000 m³ zu finden. Es gibt auch 369 Regenentlastungsanlagen die ca. 131.500 m³ 

Regenwasser beinhalten können.  

Ca. 23.000 Einwohnerinnen und Einwohner der Verbandsgemeinde Langenlonsheim-

Stromberg sind an die Kanalisation angeschlossen. Das lokale Kanalnetz der 
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Verbandsgemeinde wurde zu ca. 70 % (169 km) bis zum Jahr 1990 gebaut, weshalb es nicht 

unwahrscheinlich erscheint, dass potenzielle Sanierungsmaßnahmen und eine gewisse 

Effizienzsteigerung möglich sind. Eine tiefere Analyse der vorhandenen Bedingungen ist 

notwendig. 

 
Tabelle 9: Angaben zum Baujahr des Kanalnetzes in der Verbandsgemeinde Langenlonsheim-Stromberg. 
Quelle der Daten: statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz 

 Bis 1990 1991-2000 2001-2010 2011-… Ohne Angaben 

Länge des 

Kanalnetzes (in 

km) 

169 41 18 6 3,6 

 

Die während der Abwasserreinigung entstehenden Klärschlammmengen sind die Basis für 

Faulgasgewinnung. Laut den verfügbaren Daten der kommunalen Klärwerke sind in der 

Verbandsgemeinde jährlich ca. 3.200 m³ von Klärschlamm gesammelt. Durch die Anwendung 

des Umrechnungsfaktors 0,8 entspricht dies ca. 2.560 Tonnen. Die genauen Mengen des 

entstehenden Klärschlamms sind zu diesem Zeitpunkt nicht zu ermitteln, ein 

deutschlandweiter Mittelwert liegt jedoch bei 90 kg pro Kopf. Dies würde für die VG eine 

Menge von 2.100 t/a bedeuten. Unter der Annahme, dass pro Kilogramm Klärschlamm ca. 3 

kWh Energie gewonnen werden kann, ist mit den theoretischen Energiemengen von 6.200 

MWh/a zu rechnen. 

Tabelle 10: Abwasseraufkommen im Landkreis Bad Kreuznach (2019). Quelle der Daten: statistisches 
Landesamt Rheinland-Pfalz 

 Schmutzwasser Fremdwasser Niederschlagswasser 

Anteil (%) 51 20 29 

 

Auch bei dem eigentlichen Stromverbrauch der Kläranlagen ist ein gewisses Einsparpotenzial 

zu identifizieren. Die Stromverbräuche der größten Kläranlagen in der VG Langenlonsheim-

Stromberg im Zeitraum 2015-2022 sehen wie folgt aus: 



Integriertes Klimaschutzkonzept der Verbandsgemeinde Langenlonsheim-Stromberg 

 
 

 

 

 

Abbildung 34: Stromverbräuche der größten kommunalen Kläranlagen und dazugehöriger Infrastruktur. 
Quelle der Daten: Klimaschutzmanagement der Verbandsgemeinde. Eigene Darstellung der EnergyEffizienz 
GmbH 

Die zur Verfügung stehenden Daten führen zu der Erkenntnis, dass die Stromverbräuche einer 

der größten Kläranlagen (Kläranlage Langenlonsheim) sich im Vergleich zum Jahr 2015 um ca. 

14 % bzw. 80.000 kWh reduziert haben. Diese Tendenz lässt sich allerdings nicht im Fall der 

Kläranlage Guldental beobachten – hier sind die Stromverbräuche um 13% bzw. 60.000 kWh 

angestiegen. Es ist allerdings zu erwähnen, dass die Anlage in Guldental ca. 115.000 kWh auf 

eigenen Stromerzeugungsanlagen erzeugt (20 % Abdeckung des gesamten Strombedarfs). Im 

März 2022 erfolgte außerdem die Wiederinbetriebnahme der Vorklärung. Dort werden täglich 

3 – 5 m³ (8 – 12 % Tr.) Rohschlamm aus der Vorklärung dem Faulturm als Primärschlamm 
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zugeführt. Lediglich 50% des Gesamtzulaufs laufen über die Vorklärung um einen sicheren 

Betrieb der Belebung sicherzustellen. 

Die zur Verfügung stehenden Unterlagen zeugen von den vorhandenen PV-Anlagen auf der 

Gemarkung der Kläranlage Langenlonsheim, allerdings waren die Mengen des erzeugten 

Stroms zum Zeitpunkt der Durchführung der Potenzialanalyse nicht zu ermitteln, da die PV-

Anlage erst Ende 2022 in Betrieb genommen wurde. Die PV-Anlage ist darauf ausgelegt 

jährlich ca. 700.000 kWh elektrischer Energie zu erzeugen. Die Nutzung des Energieertrags 

entspricht einer CO2-Einsparung von ca. 520t pro Jahr. Eine detaillierte Betrachtung der für 

die Kläranlage Langenlonsheim vorhandenen Potenzialstudie würde die Verifizierbarkeit der 

theoretischen Einsparpotenziale (inkl. Strom- und Wärmeerzeugungspotenziale) erhöhen. 

Eine Beantragung der separaten Potenzialstudie für die Kläranlage Guldental erscheint aus 

dieser Perspektive ebenfalls als ein maßgeblicher Orientierungswert für die Berechnung der 

weiteren Potenziale. 

V.1.8. Zusammenfassung der Potenziale im Stromsektor und die resultierende 

Entwicklung des Strombedarfs 

Die Analyse des Stromsektors hat gezeigt, dass Photovoltaik, Windkraft und Stromeinsparung 

die wesentlichen Stellschrauben zur Verringerung der Emissionen im Stromsektor in der 

Verbandsgemeinde Langenlonsheim-Stromberg sein werden. Abbildung 35 stellt den 

Stromverbrauch und dessen Reduktionspotenzial der Einspeisung aus erneuerbaren Energien 

gegenüber. Beim Stromverbrauch ist schraffiert ebenfalls der zusätzliche Strombedarf durch 

die Nutzung von Wärmepumpen und Elektromobilität dargestellt. Für die Gesamtbetrachtung 

des Stromsektors von großer Bedeutung, wird er in der Bilanz jedoch unter den Sektoren 

„Wärme“ und „Verkehr“ bilanziert. Es ist erkennbar, dass die Stromeinspeisung in allen 

Szenarien ansteigt. Dies ist auf den Zubau von PV-Anlagen und Windkraft zurückzuführen. Der 

Anteil der Deckung des Strombedarfs (inkl. Wärmepumpen und Elektromobilität) liegt im 

Referenzszenario bei 57 % (2030) und 59 % (2040). Im Klimaschutzszenario kann eine 

Deckung des Eigenbedarfs von 125 % (2030) und 94 % (2040) erreicht werden. Das Ziel der 

100%igen Deckung würde einen weiteren noch ambitionierten Ausbau der Erneuerbaren 

erfordern. Dies ist keinesfalls ausgeschlossen, insbesondere für Freiflächen-PV sind 

grundsätzlich zahlreiche Flächen vorhanden, jedoch muss der Wille hierzu und etwaige 

Nutzungskonflikte mitbedacht und im Vornherein geprüft werden. Die Annahmen bezüglich 
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der E-Mobilität lassen sich im Abschnitt „Weitere Ausführungen zum Reduktionspfad“ 

genauer untersuchen. 

Es ist zu beachten, dass die Prozentwerte den stark ansteigenden Strombedarf durch die 

Nutzung von Wärmepumpen und Elektromobilität berücksichtigt – würde dieser außen 

vorgelassen, wäre eine Autarkie im Stromsektor bis 2040 gut machbar. 

 

Abbildung 35: Entwicklung des Strombedarfs und der Stromeinspeisung aus Erneuerbaren (Status quo und 
Zukunftsszenarien 2030 und 2040) 
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V.2. Wärmesektor 
Es wird zunächst untersucht, wie sich der Wärmebedarf in den unterschiedlichen Szenarien 

bis 2040 entwickelt. Dazu wird analysiert, wie sich eine Sanierung der Wohngebäude, 

Energieeffizienzmaßnahmen im Gewerbe und der Industrie und Sanierungsmaßnahmen bei 

den kommunalen Liegenschaften auswirkt, wobei die Nutzung von Kraft-Wärme-Kopplung 

hierbei eine wichtige Rolle einnehmen kann.  

Anschließend wird ermittelt, wie der Wärmebedarf möglichst klimafreundlich gedeckt werden 

kann. Dazu wird das Potenzial der Wärmeerzeugung aus Biomasse, Solarthermie und 

Umweltwärme (Wärmepumpen) untersucht und für die einzelnen Szenarien zielführende 

Ausbauraten abgeleitet. Außerdem werden die Möglichkeiten und Vorteile der Nutzung von 

Nahwärmenetzen thematisiert. 

 

Abbildung 36: Anteile der Energieträger in der Beheizungsstruktur der Verbandsgemeinde Langenlonsheim-
Stromberg nach Postleitzahl. Quelle der Daten: Schornsteinfegerinnung. Eigene Darstellung der 
EnergyEffizienz GmbH 

Im Folgenden werden die verschiedenen Aspekte zu klimafreundlicher Umgestaltung des 

Wärmesektors in der VG Langenlonsheim-Stromberg betrachtet. 

V.2.1. Sanierung der Wohngebäude 

Grundsätzliches Potenzial und Szenarien 

Neben der Verwendung von erneuerbaren Energien liegt ein großes Potenzial zur 

Emissionseinsparung in der Verminderung der Energieverbräuche. Eine Schlüsselrolle nimmt 

dabei die Sanierung der Wohngebäude ein. Zur Untersuchung des Sanierungspotenzials in 
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privaten Haushalten wird der derzeitige Wohnungsbestand in der Verbandsgemeinde 

Langenlonsheim-Stromberg betrachtet. Etwa 60 % aller Wohngebäude wurden vor 1979 

erbaut28. Es ist daher davon auszugehen, dass die Sanierung des Gebäudebestands einen 

großen Beitrag zum Klimaschutz in der VG Langenlonsheim-Stromberg leisten kann. Je nach 

Szenario werden unterschiedliche Sanierungsraten, Sanierungszyklen und 

Sanierungsstandards angenommen und über den betrachteten Zeitraum bis 2040 

angewendet. Die Sanierungsrate beschreibt den Anteil der jährlich sanierten Gebäude zum 

Gesamtgebäudebestand und liegt in Deutschland aktuell bei 0,8 % pro Jahr. Auch wenn dem 

Begriff eine genaue Definition fehlt, wird darunter gemeinhin sowohl Komplettsanierungen 

als auch Einzelmaßnahmen (Fensteraustausch, Dachdeckensanierung etc.) verstanden. Um 

die Klimaschutzziele der Bundesregierung zu verwirklichen, ist eine Erhöhung der 

Sanierungsrate auf 2 - 3 % nötig. Der Sanierungszyklus beschreibt die Dauer, bis ein 

bestimmter Teil des Gebäudes saniert wird. Bei der Gebäudehülle liegt der Zeitraum bei etwa 

30 bis 40 Jahren29. 

Als Sanierungsstandards werden im Referenzszenario die Anforderung des GEG30 zugrunde 

gelegt, welche bei der Sanierung von bestimmten Bauteilen eingehalten werden müssen31. 

Diese betragen für Ein- und Zweifamilienhäuser 74 kWh/(m2*a) und für Mehrfamilienhäuser 

77 kWh/(m2*a).  

Die weitere Berechnungsgrundlage basiert auf TABULA-Methodik – diese bezieht sich auf ein 

auf der EU-Ebene elaboriertes Konzept zur Ermittlung der Wärmebedarfswerte und 

Durchschnittswerte des Energieverbrauchs für die Zwecke der Wärmeversorgung von 

Gebäuden verschiedener Haustypen, Baualters, Konstruktion etc.32. Diese an die deutschen 

Umstände angepasste Methodik33 wird als Fundament des Klimaschutzszenarios genommen 

– je nach Baualtersklasse und Haustyp wird ein Wärmebedarf zwischen 40 und 60 kWh/(m2*a) 

angenommen. 

                                                      
28 (Zensus Datenbank, 2011)  
29 (BMWI, 2014) 
30 Ehemals EnEV 
31 (GEG, 2020) 
32 (Institut Wohnen und Umwelt , 2022)  
33 (Episcope Tabula, 2022) 
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In Tabelle 11 werden die jährlichen Sanierungsraten und Standards dargestellt, welche in den 

jeweiligen Szenarien zur Berechnung der Einsparpotenziale verwendet werden. Daraus 

ergeben sich die angegebenen szenariospezifischen Sanierungsanteile des heutigen 

Wohnbestandes.  

Tabelle 11: Annahmen zur Berechnung der Einsparpotenziale von Wohngebäuden 

Szenario jährliche 

Sanierungs-

quote 

Sanierungs-

standard 

Sanierungsanteil 

am Bestand 

(2030) 

Sanierungsanteil 

am Bestand (2040) 

Referenz 0,83 % Gesetzlicher 

Standard (GEG) 

14 % 20 % 

Klimaschutz 3 %  Sanierungspaket 

TABULA 

44 % 59 % 

 

Die Analyse des Einsparpotenzials durch Sanierung wird nicht anhand des tatsächlichen 

Verbrauchs, sondern anhand des theoretischen Wärmebedarfs der Wohngebäude 

durchgeführt. Dieser wird durch die Kombination von Daten der Zensus Befragung 2011 sowie 

Daten des statistischen Landesamts (1991-2019) und mit typischen spezifischen 

Wärmebedarfen in kWh/(m2*a) ermittelt. Die Verwendung dieser flächenbezogenen 

Wärmebedarfe ist nötig, um das Einsparpotenzial bei Sanierungen auf einen bestimmten 

Standard zu ermitteln. Diese werden prozentual auf den tatsächlichen Wärmeverbrauch 

angerechnet. 

Es ergeben sich für die verschiedenen Szenarien gegenüber dem Status quo die in der 

folgenden Abbildung 37 dargestellten Wärmebedarfe. Für 2030 ergibt sich für das 

Referenzszenario eine Reduzierung des Wärmebedarfs um 15 %, für das Klimaschutzszenario 

um 36 %. Für 2040 steigt die Reduktion des Wärmebedarfs auf 19 % im Referenzszenario und 

46 % im Klimaschutzszenario. 
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Abbildung 37: Wärmebedarf der Wohngebäude in der Verbandsgemeinde Langenlonsheim-Stromberg nach 
Szenarien 

V.2.2. Sanierung der kommunalen Liegenschaften 

Neben den Wohngebäuden wird eine Sanierung der kommunalen Liegenschaften genauer 

untersucht. Eine Sanierung dieser Gebäude trägt der Vorbildfunktion der Verwaltung 

Rechnung und kann zu einer Stärkung des Bewusstseins für die Notwendigkeit von 

Klimaschutzaktivitäten in der Verbandsgemeinde beitragen. 
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Abbildung 38: Spezifischer mittlerer Wärmebedarf  der kommunalen Liegenschaften in kWh/(m2*
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Die Abbildung 38 zeigt den spezifischen mittleren Wärmebedarf 34  der kommunalen 

Liegenschaften in kWh/(m2*a) auf. Insgesamt wurden 132 Liegenschaften betrachtet. 

Aufgrund der Datenlage konnten jedoch nur 24 Gebäude vollständig ausgewertet werden, da 

einige Grundflächen der Gebäude oder Verbrauchsdaten (auf Ebene der Ortsgemeinden) 

fehlten36.Des Weiteren sind die Referenzwerte für vergleichbare „gute Bestandsgebäude“ 

aufgetragen, wie sie vom BMWK vorgegeben werden.35 Diese Referenzwerte werden bei drei 

der abgebildeten Liegenschaften überschritten.  

Den größten spezifischen Wärmeverbrauch weist das Feuerwehrhaus Schweppenhausen mit 

259 kWh/(m2*a). Darauf folgt das Touristikbüro Stromberg (Binger Straße) mit 236 

kWh/(m2*a) und die Grundschule Schweppenhausen mit 207 kWh/(m2*a). 

Die Differenz zwischen den spezifischen Wärmeverbräuchen und den Referenzwerten 

multipliziert mit der vorhandenen Fläche ergibt das Einsparpotenzial pro Gebäude. Das größte 

Einsparpotenzial bei den kommunalen Gebäuden liegt bei der Grundschule Stromberg mit 

rund 247 MWh/a, gefolgt von der Grundschule Schweppenhausen mit 116 MWh/a und dem 

Verwaltungsgebäude (Stromberg) der Verbandsgemeindeverwaltung (ca. 110 MWh/a). 

In Tabelle 12: Sanierung der kommunalen Liegenschaften nach Szenarien werden die 

Annahmen, welche in den jeweiligen Szenarien für die Sanierung getroffen werden, und die 

resultierenden Ergebnisse dargestellt. Aufgrund der unzureichenden Datenlage bezüglich der 

Energieträger der Wärmeerzeugungsanlagen ist es unmöglich, das 

Emissionsreduktionspotenzial zu bestimmen.  

Tabelle 12: Sanierung der kommunalen Liegenschaften nach Szenarien 

Szenario Ausgestaltung Energie-

einsparung 

Referenz 
Realisierung des Einsparpotenzials aus dem Vergleich 

mit „guten Bestandsgebäuden“ 
868 MWh/a 

Klimaschutz 
Realisierung des Einsparpotenzials bei Sanierung auf 

KfW-70-Standard 
955 MWh/a 

                                                      
34 Mittlerer Wert der absoluten Verbräuche für 2018/2019. 
35 (BMWK, 2021) 
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V.2.3. Effizienz im Wärmeverbrauch der Sektoren Gewerbe und Industrie  

Grundsätzliches Potenzial 

Die Sektoren Gewerbe und Industrie werden in kommunalen Klimaschutzkonzepten meist nur 

am Rande betrachtet, da die Einflussmöglichkeiten der Kommune als vergleichsweise gering 

eingeschätzt werden. Die Energie- und CO2-Bilanz beeinflussen sie jedoch je nach Situation 

vor Ort teilweise enorm. Auch wenn wenig Industrie in der Verbandsgemeinde 

Langenlonsheim-Stromberg vorhanden ist, spielt der gewerbliche Sektor eine nicht zu 

vernachlässigende Rolle. Um Aussagen über den zukünftigen Energieverbrauch der Sektoren 

Gewerbe und Industrie zu treffen, wird auf bundesweite Annahmen zurückgegriffen.36 Die 

tatsächlichen energetischen Reduktionspotenziale sind stark unternehmensabhängig. Es ist zu 

beachten, dass im Sektor GHD der Wärmeverbrauch überwiegend auf verbrauchter 

Raumwärme beruht. Im Gegensatz dazu macht im Industriesektor der Hauptanteil des 

Wärmeverbrauchs die Prozesswärme aus. Entsprechend unterschiedlich sind die Einspar- und 

Effizienzmöglichkeiten sowie sinnvollen Maßnahmen diesbezüglich. Während im Sektor GHD 

Gebäudesanierungen in Betracht gezogen werden sollten, ist im Industriesektor der Einsatz 

effizienter Geräte und optimierter Abläufe entscheidend.  

Deutschlandweit hat sich der Wärmeverbrauch im Sektor Gewerbe/Handel/Dienstleistungen 

in den Jahren 2010-2019 um 11,3 % erhöht. Im Industriesektor hingegen stieg der 

Wärmeverbrauch im selben Zeitraum nur um 3,1% an.37 Im Referenzszenario werden beide 

Entwicklungen entsprechend fortgeschrieben.  

Szenarien 

Um die Ziele der Bundesregierung Richtung Klimaneutralität zu erreichen, sind massive 

Einsparungen auch in den Sektoren Gewerbe/Handel/Dienstleistungen als auch Industrie 

erforderlich. In der Studie „Ariadne-Report: Deutschland auf dem Weg zur Klimaneutralität 

2045“38 wird als notwendige Energieeinsparung für eine klimaneutrale Gesellschaft von einer 

Energieverbrauchsreduktion im Sektor GHD um rund 38 % verglichen mit dem Basisjahr 2015 

und im Sektor Industrie um 23 % ausgegangen. Diese ambitionierten Reduktionsziele werden 

im Klimaschutzszenario auf den vorliegenden Betrachtungszeitraum (2019-2040) für die 

                                                      
36  (Prognos, 2021) 
37 (BMWi, 2019) 
38 (Ariadne-Projekt, 2021)  
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Verbandsgemeinde Langenlonsheim-Stromberg übertragen. Es werden folgende Annahmen 

getroffen. 

Referenzszenario 

Der bisherige Trend (2010-2019) wird fortgeschrieben. Entsprechend wird bis 2030 eine 

Reduktion des Wärmeverbrauchs im GHD-Sektor um 14,5 % und bis 2040 um 24 % 

angenommen. Für den Industriesektor liegt die angenommene Reduktion des 

Wärmeverbrauchs bei 4 % bis 2030 und 7 % bis 2040. Der Gesamtwärmeverbrauch der beiden 

Sektoren sinkt bis 2030 um rund 6.400 MWh/a und bis 2040 um 11.600 MWh/a. Das 

entspricht einer durchschnittlichen Emissionsminderung von 1.800 t CO2/a bis 2030 und 3.300 

t CO2/a bis 2040.39 

Klimaschutzszenario 

Im Klimaschutzszenario wird sich an den Zielen des Ariadne-Reports orientiert und die 

Einsparziele mit Basisjahr 2015 bis zur Klimaneutralität auf die Sektoren GHD und Industrie in 

der VG Langenlonsheim-Stromberg angewendet. Entsprechend wird bis 2030 eine Reduktion 

des Wärmeverbrauchs im GHD-Sektor um 20 % und bis 2040 um 37,5 % angenommen. Für 

den Industriesektor liegt die angenommene Reduktion des Wärmeverbrauchs bei 12 % bis 

2030 und 23 % bis 2040. Der Gesamtenergieverbrauch der beiden Sektoren sinkt bis 2030 um 

rund 10.600 MWh/a und bis 2040 um 20.400 MWh/a. Das entspricht einer durchschnittlichen 

Emissionsminderung von 3.000 t CO2/a bis 2030 und 5.800 t CO2/a bis 2040.40 

V.2.4. BHKWs 

Ein Ansatz zur Effizienzsteigerung, der aufgrund seiner Bedeutung ergänzend separat 

betrachtet werden soll, besteht in der Nutzung von Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen (KWK-

Anlagen). Das Prinzip der gleichzeitigen Wärme- und Stromerzeugung führt dazu, dass 

weniger Energie beim Umwandlungsprozess verloren geht. Der Wirkungsgrad ist deshalb 

deutlich höher als bei der alleinigen Erzeugung von Strom oder Wärme. Entsprechend wird 

ihre Nutzung von Seiten des Bundes über den KWK-Zuschlag gefördert. Auch die Nutzung im 

Privatgebäudebereich in Form von Mini-BHKWS wird extra gefördert.  

                                                      
39 Bei Annahme der Wärmebedarfsdeckung durch Erdgas und Erdöl zu gleichen Anteilen. 
40 Bei Annahme der Wärmebedarfsdeckung durch Erdgas und Erdöl zu gleichen Anteilen. 
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Sinnvoll ist ein Einsatz der BHKW-Technik insbesondere bei einem gleichmäßigen und hohen 

Wärme- und Strombedarf. Häufig bietet sich die Nutzung von BHKWs zur Energieversorgung 

mehrerer Gebäude an. Damit fallen sie in die Kategorie Nah- und Fernwärme, dessen Ausbau 

im entsprechenden Kapitel genauer betrachtet wird und für eine klimafreundliche 

Wärmeversorgung eine wichtige Rolle spielt. Während zum einen die erhöhte Effizienz zur 

Reduktion der Emissionen beiträgt, ist zum anderen der Betrieb mit regenerativen 

Energieträgern, etwa Biomasse, Wärmepumpen oder Solarthermie, entscheidend. Mögliche 

Ausbauraten zur Nutzung der regenerativen Energieträger zur Wärmeproduktion werden in 

den folgenden Unterkapiteln betrachtet. Insgesamt ist die verstärkte Nutzung von KWK-

Anlagen sowohl in der Nahwärmeversorgung als auch im Einzelgebäudebereich im Sinne des 

Klimaschutzes zu empfehlen, wobei die Nutzung regenerativer Energieträger zur 

wirkungsvollen Emissionsreduktion entscheidend ist. 

V.2.5. Heizöl 

Die Annahmen zum Trend beruhen auf den derzeitigen Entwicklungen insb. der am 1. Januar 

2021 eingeführten CO2-Steuer auf Heizöl, Gas, Benzin und Diesel. Der Preis von derzeit 25 Euro 

pro Tonne CO2 soll auf 55 Euro pro Tonne im Jahr 2025 gesteigert werden. Die Mehrkosten 

für Heizöl belaufen sich von 8 ct pro Liter im Jahr 2021 bis 17,4 ct – bis 202541. Zusätzlich 

besteht ein Verbot zum Einbau neuer Ölheizungen ab 202642, so dass von einer moderaten 

Reduktion des Ölverbrauchs in Zukunft ausgegangen werden kann. Gleichzeitig ist das 

bundesweite Ziel der Treibhausgasneutralität nur mit einem vollkommenen Verzicht auf 

fossile Energieträger möglich, sodass im Klimaschutzszenario der Energieträger Öl vollständig 

aufgegeben wird. 

Grundsätzliches Potenzial 

Der Gesamtanteil von Heizöl lag 2019 bei 33 % der Wärmebereitstellung in der 

Verbandsgemeinde Langenlonsheim-Stromberg. Der hohe Anteil an der Wärmeversorgung ist 

insbesondere auf ein fehlendes umfassendes Gasnetz zurückzuführen und resultiert in hohen 

jährlichen Emissionen von rund 29.200 t CO2. Unter der Annahme, dass alle vor dem 

01.01.1991 installierten Ölheizungen43 ab 2021 ausgetauscht werden müssen44, sind in der 

                                                      
41 (Barmalgas, 2021)  
42 Bis auf einzelne Ausnahmen. 
43 Gemeint werden diejenigen Heizkessel, die keine Niedertemperatur-Heizkessel und/oder Brennwertkessel sind 
 44 (Energie-Fachberater, 2021)  
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Verbandsgemeinde ab sofort ca. 16.300 kW Ölheizungsleistung zu ersetzen. Folgende 

Szenarien bieten die Übersicht der zu ersetzenden Kapazitäten je nach Installationsjahr der 

Heizungsanlage an. 

Szenarien 

Im Rahmen des vorliegenden Klimaschutzkonzepts wird für das Referenzszenario eine 

moderate, aber stetige Reduktion des Öleinsatzes über alle Verbrauchergruppen hinweg um 

33 % bis 2030 und um 66 % bis 2040 angenommen.  

Es wird vermutet, dass Ölheizung nach 30 Jahren durch eine neue Anlage ersetzt werden 

müssen. Das entspricht bis 2030 einer kumulierten Leistung aller Anlagen, die bis zum Jahr 

2030 das Alter von 30 Jahren erreichen, von 45.000 kW. Bis 2040 erhöht sich diese Zahl auf 

71.000 kW. Die Anzahl der entsprechenden Anlagen beläuft sich auf 1.779 im Jahr 2030, und 

auf 2.862 im Jahr 2040. 

 

Abbildung 39: Kumulierte Leistung der Heizungsanlagen (Energieträger: Heizöl), die im jeweiligen Stichjahr 30+ 
Jahre alt sind. Quelle der Daten: Schornsteinfegerinnung. Eigene Darstellung der EnergyEffizienz GmbH 

Im Klimaschutzszenario wird die Nutzung von Öl bis 2040 in allen Sektoren sukzessive auf null 

reduziert. Die Annahmen beruhen auf den oben genannten politischen Entscheidungen und 

der Notwendigkeit eines vollkommenen Verzichts auf fossile Energieträger, um das Ziel der 

Treibhausgasneutralität für Deutschland zu erreichen.  

Im Klimaschutzszenario nimmt man an, dass die Ölheizungen größtenteils bereits nach 20 

Jahren Laufzeit ersetzt werden. Bis zum Jahr 2040 würde man mit dem vollständigen Ersatz 
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der alten Ölheizungen zugunsten der regenerativen Energiequellen rechnen. Dies bedeutet, 

dass die Leistungskapazität von insgesamt ca. 84.800 kW (ca. 3.450 Anlagen) bis 2040 zu 

ersetzen ist. 

 

Abbildung 40: Kumulierte Leistung der Heizungsanlagen (Energieträger: Heizöl), die im jeweiligen Stichjahr 20+ 
Jahre alt sind. Quelle der Daten: Schornsteinfegerinnung. Eigene Darstellung der EnergyEffizienz GmbH 

 

Der folgenden Abbildung ist der Vergleich zwischen den behandelten Szenarien abzulesen. 

 

 

Abbildung 41: Kumulierte Leistung der Heizungsanlagen (Energieträger: Heizöl) nach Szenario. Quelle der 
Daten: Schornsteinfegerinnung. Eigene Darstellung der EnergyEffizienz GmbH 
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V.2.6. Erdgas  

Die Nutzung von Erdgas spielt für die Energieversorgung in Deutschland eine zentrale Rolle. 

Ohne eigene bedarfsdeckende Ressourcen wird jedoch die enorme Gefahr einer 

Importabhängigkeit von ausländischem Gas aus nicht demokratischen Ländern mehr als 

deutlich und die Notwendigkeit einer schnellen Umrüstung auf eine autarke 

Energieversorgung wichtiger denn je. Die zukünftigen Entwicklungen zur Gasversorgung in 

Deutschland sind derzeit nicht absehbar, weshalb sich im Trendszenario an einer 

Fortschreibung der bisherigen Gasversorgung orientiert wird. Die Folgen des russischen 

Angriffs auf die Ukraine unterstreichen jedoch die Notwendigkeit eines Wechsels zum 

Klimaschutzszenario, in dem der Gasverbrauch durch die Nutzung regenerativer Energieträger 

weitgehend aufgegeben wird. 

Die gasbetriebenen Heizungsanlagen sind in der Verbandsgemeinde für ca. 47 % der 

Wärmeversorgung zuständig. Langfristig wird für das Klimaschutzszenario jedoch ein Wechsel 

auf regenerative Energieträger angenommen. Ob Ersatzprodukte wie Wasserstoff oder Biogas 

über die bestehenden Gasnetze auch für die Wärmeerzeugung genutzt werden, bleibt von 

den zukünftigen technologischen und politischen Entwicklungen abhängig. Nach derzeitigem 

Stand wird in der vorliegenden Potenzialanalyse davon ausgegangen, dass andere 

Technologien (Wärmepumpen, Biomasse, Nahwärme) vorrangig genutzt werden.  

Unter der Annahme, dass alle vor dem 01.01.1991 installierten Gasheizungen 45  ab 2021 

ausgetauscht werden müssen 46 , sind in der Verbandsgemeinde ab sofort ca. 14.600 kW 

Gasheizungsleistung zu ersetzen. Folgende Szenarien bieten die Übersicht der zu ersetzenden 

Kapazitäten je nach Installationsjahr der Heizungsanlage an. 

Referenzszenario 

Durch Sanierungs- und Effizienzmaßnahmen sowie einem moderaten Umstieg auf 

erneuerbare Energien sinkt der Gesamtbedarf an Erdgas. Jedoch wird Gas noch länger, 

insbesondere als Übergangslösung, genutzt werden, bis sich die erneuerbaren Energien 

etabliert haben. Demnach würde der Energieverbrauch an Erdgas bis 2040 um rund 4.000 

MWh (3 %) steigen. Dies würde in ca. 31.500 Tonnen der Emissionen im Jahr 2040 resultieren. 

                                                      
45 Gemeint werden diejenigen Heizkessel, die keine Niedertemperatur-Heizkessel und/oder Brennwertkessel sind 
 46 (Energie-Fachberater, 2021)  
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Sollten die Anlagen ab dem 01.01.1991 installiert worden sein, sind sie nach dem Ablauf des 

30. Betriebsjahres zu ersetzen.  Die Anzahl der Anlagen, die im Jahr 2040 zu ersetzen wären, 

erweist den Wert i.H.v. 1.941 St. Die folgende Grafik bietet die Übersicht der jeweiligen 

kumulierten installierten Leistung. 

 

 

 

Abbildung 42: Kumulierte Leistung der Heizungsanlagen (Energieträger: Gas), die im jeweiligen Stichjahr 30+ 
Jahre alt sind. Quelle der Daten: Schornsteinfegerinnung. Eigene Darstellung der EnergyEffizienz GmbH 

 

Im Klimaschutzszenario wird Erdgas bei den privaten Haushalten als auch im Gewerbesektor 

bis 2030 leicht und bis 2040 fast vollständig auf null reduziert. Insgesamt sinkt der 

Energieverbrauch an Erdgas bis 2030 um 72.000 MWh (55 %) sowie bis 2040 um rund 130.000 

MWh (100 %). Die Emissionen reduzieren sich um 18.300 t CO2 bis 2030.  

Im Klimaschutzszenario wird unter anderem die Menge der installierten Leistung berechnet, 

die über 20 Jahre im Einsatz ist. Die folgende Grafik bietet die Übersicht der jeweiligen 

kumulierten installierten Leistung. Die Anzahl der zu ersetzenden Anlagen erweist den Wert 

von 1.940 im Jahr 2030, und 2.541 – im Jahr 2040. 
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Abbildung 43: Kumulierte Leistung der Heizungsanlagen (Energieträger: Gas), die im jeweiligen Stichjahr 20+ 
Jahre alt sind. Quelle der Daten: Schornsteinfegerinnung. Eigene Darstellung der EnergyEffizienz GmbH 

 

Folgende Abbildung bietet den grafischen Vergleich je Szenario. 

 

 

Abbildung 44: Kumulierte Leistung der Heizungsanlagen (Energieträger: Gas) nach Szenario. Quelle der Daten: 
Schornsteinfegerinnung. Eigene Darstellung der EnergyEffizienz GmbH 
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V.2.7. Biomasse 

In Rheinland-Pfalz erzeugten die Pelletheizungen ca. 525 Mio. kWh/a der Wärmeenergie47, ca. 

2,7 % aller Gebäude verfügen bereits über eine Pelletheizung. Deutschlandweit stieg die 

Nutzung von Pelletheizungen zur Wärmebereitstellung in den Jahren 2012 - 2021 konstant an 

und hat sich im besagten Zeitraum verdoppelt48.  

Die Nutzung von Biomasse ist aus Sicht des Klimaschutzes bedingt empfehlenswert. Die bei 

der Verbrennung freiwerdenden Emissionen – im Gegensatz zu den Emissionen aus fossilen 

Brennstoffen – werden dem Kreislauf des Wachstums und Kompostierung von Biomasse 

(insbesondere Holz) zugeordnet, so dass bilanziell nur sehr geringe Emissionen für 

Aufbereitung und Transport anfallen. Diese Rechnung gelingt allerdings nur, wenn 

entsprechende Biomasse nachwachsen kann. Zusätzlich ist die Nutzung von Biomasse zur 

Wärmeversorgung aufgrund bestehender Nutzungskonflikte nur in Maßen zu befürworten. 

Der Begriff Biomasse oder Bioenergie ist ein Oberbegriff, der sowohl feste, flüssige als auch 

gasförmige Biomasse beinhaltet. Unter fester Biomasse werden gemeinhin Holz und Gehölz 

aus Forst- und Landwirtschaft verstanden, jedoch können auch feste biogene Abfall- und 

Reststoffe wie Dung, Stroh etc. dazugezählt werden. Die am häufigsten auftretende Form 

flüssiger Biomasse ist Pflanzenöl für Heizkraftwerke oder Biokraftstoffe. Gasförmige Biomasse 

ist insbesondere Biogas und Biomethan, welches durch Vergärung von Energiepflanzen 

produziert wird. Da Holz aus der Forstwirtschaft neben Biogas als wichtigster nachhaltiger 

Energieträger angesehen wird, wird sich an dieser Stelle darauf fokussiert, zumal Biogas 

bereits im Kapitel zum Stromsektor betrachtet wird, sowie biogene Abfallprodukte im 

nachfolgenden Kapitel zu Abfall. 

Die Nutzung von Holz zur Energieproduktion ist umstritten. Zum einen stellt Holz einen 

wertvollen Rohstoff dar, für den höherwertige Verwendungsmöglichkeiten als die 

Verfeuerung bestehen (z.B. als Baumaterial), zum anderen stellt der Wald als solches eine 

wichtige CO2-Senke dar. Holz, welches nicht anderweitig genutzt werden kann, bietet jedoch 

eine klimafreundliche Energiequelle zur Wärmeversorgung. 

                                                      
47 (Agentur für Erneuerbare Energien, 2022) 
48 Anzahl der Pelletheizungen 2012: ca. 280.000, Anzahl der Pelletheizungen 2020: 570.000. Quelle: (Statista, 
2022)  
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Grundsätzliches Potenzial 

In der Bilanz ist zu erkennen, dass die energetische Nutzung der Biomasse mit rund 

15.600 MWh im Jahr 2019 etwa 6 % der Wärmeversorgung in der VG Langenlonsheim-

Stromberg einnimmt. 
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Abbildung 45: Ackerzahl auf der Gemarkung der Verbandsgemeinde Langenlonsheim-Stromberg. Quelle der 
Daten: Energieatlas Rheinland-Pfalz. Eigene Darstellung der Energy Effizienz GmbH 
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Abbildung 46: Potenzieller Biomasseertrag auf der Gemarkung der Verbandsgemeinde Langenlonsheim-
Stromberg. Quelle der Daten: Energieatlas Rheinland-Pfalz. Eigene Darstellung der Energy Effizienz GmbH 

Bezüglich des lokalen Potenzials fester Biomasse wird in der VG Langenlonsheim-Stromberg 

der Forstbestand betrachtet. Aufgrund der Datenlage war es nicht möglich, die 

flächendeckenden Informationen für die gesamte Gemarkung der Verbandsgemeinde zu 

erhalten (s. Abbildung unten). 
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Abbildung 47: Holzbodenfläche auf der Gemarkung der ausgewählten Ortsgemeinden der Verbandsgemeinde 
Langenlonsheim-Stromberg. Quelle der Daten: Forstrevier Stromberg. Hintergrundkarte: Open Street Maps. 
Eigene Visualisierung der EnergyEffizienz GmbH 

Die Holzbodenfläche der abgebildeten Gemeinden der Verbandsgemeinde Langenlonsheim-

Stromberg umfasst ein Gebiet von rund 1.200 ha. Aus den vorhandenen Informationsquellen 

wird ersichtlich, dass Laubbäume rund 67 % der Waldfläche ausmachen, der Rest (33 %) ist 

auf Nadelbäume zurückzuführen. Eine ähnliche Struktur des Baumbestandes auf den Flächen 

der Privatwäldern ist zu erwarten. 

Die Rolle der Wälder im Kontext der globalen Klima- und Umweltpolitik ist nicht zu 

unterschätzen – der Beitrag vom LULUCF49-Sektor zur Emissionsreduktion lässt sich nach 

bereits ausgearbeiteten Methodiken konkret quantifizieren 50 . Die aktuellen 

wissenschaftlichen Erkenntnisse gehen davon aus, dass 1 m³ Holz im Wald ca. 1 Tonne CO2 

speichern kann. Dank der erhöhten Aufmerksamkeit gegenüber den lokal vorhandenen 

Wäldern und Holzpotenzialen lässt sich auch ein Beitrag der jeweiligen Kommune zu den 

globalen klima- und umweltpolitischen Maßnahmen erkennen. 

                                                      
49 Aus der engl. Abkürzung „Land-Use, Land-Use Change and Forestry” 
50 Für die weiteren sektorspezifischen Erläuterungen s. (UNFCCC, 2022)  
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Gleichzeitig leiden die Wälder in Deutschland schon seit mehreren Jahren unter dem 

Klimawandel und der damit verbundenen verstärkten Trockenheit sowie dem vermehrten 

Auftreten von Schädlingen wie dem Borkenkäfer.51 Insofern ist eher mit einer Verringerung 

des Waldpotenzials in der Zukunft zu rechnen. Grundsätzlich wird nur ein gewisser Teil der 

gesamten Entnahme des jährlichen Holzzuwachses direkt der energetischen Nutzung 

zugeführt. 

Die vorhandenen Daten über die Wald- und Forstwirtschaftsflächen in der VG 

Langenlonsheim-Stromberg lassen konkrete Energieholzpotenziale bestimmen. Die gesamte 

Holzbodenfläche der oben abgebildeten Gemeinden weist den Wert von ca. 1.200 ha aus. Die 

durchschnittlichen Angaben über die jeweiligen Baumarten in Rheinland-Pfalz deuten darauf 

hin, dass ein Fünftel der entsprechenden Fläche von Buchen bedeckt wird (22 %), gefolgt von 

Eichen (21 %) und Fichten (20 %). Unter der Annahme, dass die Heizwerte dieser Baumarten 

zwischen 3,7 und 4,2 kWh/kg betragen sowie mit den vorhandenen Daten über die jährlichen 

Zuwachsraten lässt sich ein Potenzial bestimmen. Es ist allerdings anzumerken, dass die 

Berechnung des Potenzials nach zwei verschiedenen Methoden verläuft, um die untere und 

obere Grenze der bestehenden Potenziale bestimmen zu können. 

 

Abbildung 48: Erläuterung verschiedener Methodologien während der Berechnung des 
Energieholzpotenzials52 

Zwei Perspektiven auf die Energieholzgewinnung gelten als Grundannahmen. Einerseits wird 

die klassische Herangehensweise genommen, die die Energieholzmengen nach 

herkömmlicher Aushaltungsvariante berechnet. Andererseits wird die Methodik „Stammholz-

                                                      
51 (Spiegel, 2021)  
52 Quelle der Abbildung: (Waldwissen, 2007)  
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PLUS“ verwendet, wo eine deutlich intensivere Benutzung der Stammmengen angenommen 

wird. Insgesamt sehen die Potenziale je nach Methodik wie folgt aus: 

Tabelle 13: Übersicht der Energieholzpotenziale auf der Gemarkung der Verbandsgemeinde Langenlonsheim-
Stromberg 

gesamt jährlich verfüg- 

bare Energiemenge  

[MWh/a] 

Energieholz nach 

herkömmlicher 

Aushaltungsvariante 

[MWh/a] 

Energieholz nach 

"Stammholz-PLUS" Variante 

[MWh/a] 

33.000 4.600 11.900 

 

Szenarien 

Der Rolle von Biomasse wird in verschiedenen bundesweiten Szenarien eine unterschiedliche 

Bedeutung zugeordnet. Aufgrund der lokalen Ressourcen und gleichzeitig der bereits 

genannten Nutzungskonflikte wird für die Verbandsgemeinde Langenlonsheim-Stromberg von 

einer moderaten Nutzung des Energieträgers zur Wärmeerzeugung ausgegangen. Für die 

Szenarien werden auf Basis des bisherigen Zubaus in der VG Langenlonsheim-Stromberg und 

in Anlehnung an bundesweite Empfehlungen folgende Annahmen getroffen:  

Referenzszenario 

Der lokale Zubau in den vergangenen fünf Jahren (2015-2019) in der Verbandsgemeinde 

Langenlonsheim-Stromberg von BAFA-geförderten Pelletheizungen entsprach jährlich 

durchschnittlich neun Anlagen bei privaten Haushalten und einer weiteren Anlage im 

gewerblichen Sektor. 53  Im Referenzszenario wird von einer Fortführung dieses Trends 

ausgegangen. Bis 2040 können so weitere ca. 4.800 MWh/a Wärme (Gesamtwert: ca. 20.500 

MWh/a) bereitgestellt werden. In der gesamtstädtischen Beheizungsstruktur erhält damit die 

Biomasse den Anteil von ca. 8 % (2040). 

Anmerkung: Neben dem Zubau wird der Verbrauch von Biomasse durch 

Sanierungsmaßnahmen deutlich reduziert, weshalb die Werte im Fazit nicht exakt der Summe 

des Status quo und des Zubaus entsprechen. 

 

                                                      
53 BAFA 
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Klimaschutzszenario 

Um dem Ziel der Klimaneutralität näher zu kommen, werden sowohl ambitionierte 

Sanierungsraten als auch ambitionierte Ausbauraten der regenerativen Wärmeträger 

angenommen. Die Ressource Biomasse ist jedoch limitiert und weitere wichtige 

Nutzungsmöglichkeiten des Rohstoffs bestehen.  

 

Abbildung 49: Zubau der BAFA-geförderten biomassebetriebenen Anlagen in der Verbandsgemeinde 
Langenlonsheim-Stromberg. Quelle der Daten: BAFA. Eigene Darstellung der EnergyEffizienz GmbH 

Der Zubau von Biomasse-Anlagen in der VG Langenlonsheim-Stromberg war in dem Zeitraum 

2015-2019 relativ konstant. Es wird ein jährlicher Zubau von 12 Anlagen pro Jahr für die 

privaten Haushalte sowie 3 Anlagen im gewerblichen Sektor angenommen. Auch im 

Industriesektor kommt Biomasse mit einem Zubau von einer industriellen Anlage jährlich zum 

Einsatz. Damit ist 2040 mit ca. 33.000 MWh/a auf die Biomasse bezogener Wärmeenergie zu 

rechnen. Bis 2040 erhöht sich der Anteil der Biomasse in der Beheizungsstruktur der VG auf 

22 %.  

V.2.8. Abfall 

Die Behandlung des Themas „Abfall“ ist in der Verbandsgemeinde Langenlonsheim-Stromberg 

nur innerhalb der landkreisbezogenen Daten möglich, da das Thema der Abfallversorgung 

hauptsächlich auf der Ebene des Landkreises behandelt wird. Hier lassen sich 

erfahrungsgemäß hohe Verknüpfungen und Interdependenzen mit Nachbarkommunen 

identifizieren, was auf eine tiefere separate Analyse des Bereichs für die Verbandsgemeinde 

Langenlonsheim-Stromberg selbst hinweisen soll. 
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Während Hausmüll klassischerweise thermisch entsorgt und die Verbrennung zur 

Energiegewinnung genutzt wird, bergen insbesondere die Abfallarten Grünschnitt und 

Bioabfall weiteres Potenzial. Projiziert man die landkreisbezogenen Daten ausschließlich auf 

die Bevölkerung der Verbandsgemeinde Langenlonsheim-Stromberg, lassen sich folgende 

Werte ablesen: 

Tabelle 14: Aufkommen an Bioabfall und Grünschnitt (Tonnen) aus öffentlicher Sammlung 2017-2022 in der 
Verbandsgemeinde Langenlonsheim-Stromberg (Hochrechnung). Quelle: Statistisches Landesamt Rheinland-
Pfalz  

Biomüll (t) Grünschnitt (t) 

2016 2.614 406 

2017 2.560 379 

2018 2.537 344 

2019 2.504 336 

2020 2.614 201 

Besondere Aufmerksamkeit ist hier den Bioabfällen zu widmen, da diese abschließend 

energetisch verwertet werden können. Der aktuelle Wert für die Verbandsgemeinde liegt bei 

ca. 122 kg pro Einwohner. Rein theoretisch kann man mindestens ein Drittel des Hausmülls 

dazu zählen, da die Bioabfälle oft inkorrekt sortiert werden54. Während bei der Vergärung Gas 

anfällt, welches klassischerweise (energetisch) genutzt wird, fällt bei der Kompostierung 

weniger Gas an, jedoch entweicht dieses ungehindert in die Atmosphäre. Hier entfällt insofern 

ein doppelter Effekt: Treibhausgase gelangen in die Luft und ihre energetische 

Verwertungsmöglichkeit wird nicht genutzt. 

Pro Tonne Bioabfall lassen sich als grober Richtwert zwischen 85 und 125 m³ Biogas erzeugen 

(Methangehalt: 50-80%). Die energetische Verwertung der Bioabfälle in Rheinland-Pfalz dient 

sowie der dezentralen Strom- als auch Wärmeerzeugung. Nimmt man diese Annahmen in 

Betracht und rechnet man diese Zahl runter, ergeben sich für die Verbandsgemeinde 

Langenlonsheim-Stromberg folgende Werte:  

  

                                                      
54  Deutschlandweite Studien zeugen davon, dass ca. 40% des Restmülls der Biomülltonne zuzuordnen ist 
(Ministerin für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft des Landes Baden-Württemberg, 2022) S. 75 
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Tabelle 15: Übersicht der theoretisch erreichbaren Energiemengen aus der Biomüllmengen der 
Verbandsgemeinde Langenlonsheim-Stromberg  

Potenzial 

gesamt min 

Potenzial 

gesamt max 

Potenzial pro 

Kopf min 

Potenzial pro 

Kopf max 

Potenzieller 

Energieertrag der 

Verbandsgemeinde 

(MWh) 

1.435 2.100 9,1 13,3 

Unter der Annahme, dass eine Tonne der verwerteten Biomüllmenge ca. 194 kg CO2-

Äquivalent einspart, könnte man in der Verbandsgemeinde allein 3.700 t CO2 (24 kg pro 

Einwohner) vermeiden. 

V.2.9. Solarthermie 

Grundsätzliches Potenzial 

Der Zubautrend für Solarthermie ist deutschlandweit in den letzten Jahren deutlich 

zurückgegangen, obwohl die Technologie geeignet ist, um klimafreundlich Wärme zu 

erzeugen und auch parallel zur Photovoltaik ausgebaut werden kann. Die gleiche Tendenz ist 

innerhalb der Verbandsgemeinde Langenlonsheim-Stromberg zu beobachten. Im Zeitraum 

2015-2019 wurden nur 45 von der BAFA geförderten solarthermischen Anlagen zugebaut55. 

Derzeit werden mit 1.500 MWh/a nur 0,5 % der Wärmeversorgung in der VG Langenlonsheim-

Stromberg über Solarthermie gedeckt.  

 

Abbildung 50: Zubauraten von solarthermischen Anlagen in der Verbandsgemeinde Langenlonsheim-
Stromberg. Quelle der Daten: BAFA. Eigene Darstellung der Energy Effizienz GmbH 

                                                      
55 Anzahl 2020: 3 Anlagen, Anzahl 2021: 2 Anlagen 
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Szenarien 

Die in den meisten bundesweiten Studien deklarierten Anteile der Solarthermie an der lokalen 

Wärmeversorgung belaufen sich selten über den Wert von 5 %. Es besteht also mindestens 

ein 10-faches Potenzial zum weiteren Ausbau der entsprechenden Wärmeerzeugungsanlagen 

vor Ort. Es wird, wie bei Photovoltaik, davon ausgegangen, dass die bestehenden Anlagen 

nach ihrer angenommenen Lebensdauer erneuert werden und der Zubau dazu ergänzend 

erfolgt. Folgende Ausbauraten werden in den jeweiligen Szenarien angenommen: 

Referenzszenario 

Der Trend der Ausbaurate von Solarthermieanlagen (2015-2019) liegt derzeit bei zwei Anlagen 

bei privaten Haushalten pro Jahr. Für das Referenzszenario wird der Trend fortgeschrieben 

sowie ein Trend der Ausbaurate von Solarthermieanlagen (2015-2019) liegt derzeit bei neun 

Anlagen bei den privaten Haushalten pro Jahr gesehen. Für das Referenzszenario wird der 

Trend fortgeschrieben sowie ein jährlicher Zubau von zwei gewerblichen Anlagen 56 

angenommen. Bis 2030 können so weitere 400 MWh/a Wärme und bis 2040 rund 750 MWh/a 

zusätzlich aus Solarthermie bereitgestellt werden. In der gesamtstädtischen 

Beheizungsstruktur erhält damit die Solarthermie einen Anteil von ca. 1,3 % (2040). Die 

zusätzliche Emissionseinsparung liegt 2030 gegenüber 2019 bei rund 125 t CO2/a und 2040 bei 

240 t CO2/a.57 

Klimaschutzszenario 

Im Klimaschutzszenario erfolgt ein deutlich intensiverer Ausbau der Solarthermie. Es ist zu 

berücksichtigen, dass aufgrund von Sanierungsmaßnahmen insgesamt weniger Wärme 

benötigt wird. Außerdem werden die anderen Wärmeerzeugungsanlagen (etwa 

Wärmepumpen und Biomasse) ebenso flächendeckend ausgebaut. Um den Anteil der 

Solarthermie an der lokalen Wärmeversorgung zu erhöhen (bis 12 % des gesamten 

Wärmebedarfs), wird der jährliche Zubau von 126 Anlagen im privaten Sektor benötigt, 

ergänzt von 10 gewerblichen Anlagen.  

Bis 2030 können so weitere rund 6.000 MWh/a Wärme und bis 2040 rund 11.500 MWh/a 

zusätzlich aus Solarthermie bereitgestellt werden. In der gesamtstädtischen 

                                                      
56 Unter der Annahme, dass gewerbliche Anlagen die gleiche Größenordnung haben wie Anlagen für private 
Wohngebäude. 
57 Die Emissionseinsparung bezieht sich auf den Ersatz einer Öl- oder Gasheizung. 
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Beheizungsstruktur erhält damit die Solarthermie den Anteil von ca. 12 % (2040). Die 

Emissionseinsparung liegt 2030 gegenüber 2019 bei rund 1.500 t CO2/a und 2040 bei 3.000 t 

CO2/a. 

V.2.10. Wärmepumpen/Geothermie 

Durch die Kombination eines Wärmetauschers mit einer Wärmepumpe kann die in der 

Umgebung gespeicherte Wärme zur Beheizung eines Gebäudes und zur 

Warmwasserbereitung genutzt werden. Der Wärmetauscher kann dabei die Umgebungsluft, 

ein Erdwärmekollektor (horizontal, in ca. 1,5 m Tiefe), eine Erdwärmesonde (vertikal, bis zu 

100 m Tiefe) oder das Grundwasser darstellen. Die Nutzung der Umgebungsluft ist 

uneingeschränkt möglich, aber weist im Vergleich zu den übrigen Wärmetauschern den 

geringsten Wirkungsgrad auf. Wird die Wärmepumpe mit grünem Strom betrieben, stellt sie 

eine der umweltfreundlichsten Heizformen dar, da der Emissionsfaktor sehr gering ausfällt. 

Deswegen bietet sich die Kombination einer Wärmepumpe mit einer PV-Anlage an. 

Entsprechend ihrer Funktionsweise haben Wärmepumpen ein begrenztes Temperaturniveau, 

welches ihren Einsatz hauptsächlich in Neubauten und sanierten Bestandsgebäuden sinnvoll 

macht. Durch Kombination mehrerer Wärmepumpen ist jedoch auch die Nutzung im 

gewerblichen und industriellen Bereich möglich.  

Laut den BAFA-Daten wurden in der VG Langenlonsheim-Stromberg (Stand 2019) 60 

Wärmepumpen installiert. In den folgenden zwei Jahren (2020-2021) erlebte die lokale 

Wärmepumpen-Branche einen Aufschwung – zum Zeitpunkt 2022 können in der 

Verbandsgemeinde mindestens 92 Wärmepumpen gefunden werden. Es ist allerdings zu 

erwähnen, dass die bestehende Datengrundlage sich ausschließlich auf die geförderten 

Anlagen orientiert. Dies bedeutet, dass die tatsächliche Anzahl der installierten 

Wärmepumpen höher sein kann, besonders in einigen Neubauten und gewerblichen 

Gebäuden zum Zwecke der Selbstversorgung. Das Gesamtpotenzial der Verbandsgemeinde 

Langenlonsheim-Stromberg für die Nutzung von Wärmepumpen lässt sich nicht beziffern, da 

insbesondere die hierfür verwendete Umweltwärme aus der Luft annähernd uneingeschränkt 

vorhanden ist.  

Das Thema der Wärmepumpen wird in den darauffolgenden Unterkapiteln aufgrund der 

besonderen Bedeutung im gesamten deutschen Klimaschutzsektor detaillierter betrachtet. 
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Allgemeine Trends 

In der Studie „Durchbruch für die Wärmepumpe“ weist Agora Energiewende darauf hin, dass 

die Realitätsverhältnisse der neuen Installationen von Wärmepumpen deutlich hinter den 

formulierten Zielen (6.5 Mio. Wärmepumpen bis zum Jahr 203058) bleiben. Die Einführung von 

zusätzlichen Anreizinstrumenten sowie die eigene Initiative der einzelnen Kommunen und 

Gebietskörperschaften auf Basis des Subsidiaritätsprinzips sind dementsprechend notwendig. 

 

Abbildung 51: Zubauraten von Wärmepumpen in der Verbandsgemeinde Langenlonsheim-Stromberg. Quelle 
der Daten: BAFA. Eigene Darstellung der Energy Effizienz GmbH 

 

Wärmepumpen und Gebäudebestand 

Zieht man in Betracht, dass die Wärmepumpen prädominant in den Ein- oder 

Zweifamilienhäusern installiert wurden (s. Studie „Durchbruch für die Wärmepumpe“ von 

Agora Energiewende), kommen für die VG Langenlonsheim-Stromberg ca. 7.600 Gebäude in 

die engere Betrachtung für die Nutzung von Wärmepumpen.59 Dazu kommt die Anzahl der 

Wärmepumpen in den geplanten zukünftigen Neubauten. Jedoch lässt sich auch eine 

verstärkte Nutzung auch bei den Bestandsgebäuden erkennen (vgl. folgende Abbildung). Die 

Möglichkeit der Nutzung im Bestand wird grundsätzlich für 2/3 der Bestandsgebäude von 

Wohngebäuden ohne komplexe Sanierungs- oder Umbaumaßnahmen für möglich erachtet60. 

                                                      
58 (Prognos, 2021) 
59  Grundlage der Berechnung: Daten der ZENSUS-Datenbank bezüglich der Anzahl von Ein- und 
Zweifamilienhäusern in der analysierten Gemeinde 
60 (Öko-Institut und Fraunhofer ISE , 2022) 

0

5

10

15

20

25

30

35

2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020

Z
u

b
a
u

 
W

ä
r
m

e
p

u
m

p
e
n



Potenzialanalyse  

 

Abbildung 52: Prozentuale Anteile der installierten Wärmepumpen in Neubauten und bestehenden Gebäuden 
in Deutschland (Vergleich). Grundlage der Daten: Absolute Anzahl der Wärmepumpen in „Durchbruch für die 
Wärmepumpe“ (Agora Energiewende 2021 basierend auf Marktdaten des Bundesverbands Wärmepumpen 
(BWP) sowie Destatis (2022)). Eigene Darstellung der relativen Werte und Design der Energy Effizienz GmbH. 

 

Im Folgenden werden die Grundvoraussetzungen für oberflächennahe Erdwärmenutzung vor 

Ort betrachtet. 

Erdwärmekollektoren & -sonden 

Der Energieatlas Rheinland-Pfalz stellt eine detaillierte Geopotenzialkarte für Rheinland-Pfalz 

zur Verfügung, in der ortsgenaue Informationen zur Eignung des Standorts für 

oberflächennahe Geothermie abgerufen werden können.61 Die grundsätzliche Bodeneignung 

für Installation der Erdwärmekollektoren und -sonden in der VG Langenlonsheim-Stromberg 

ist in der folgenden Abbildung dargestellt. Die Fläche ist insgesamt auf dem Großteil der 

Gemarkung der Verbandsgemeinde gut geeignet.  
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 Gut bis sehr gut geeignet: grund- und staunasse Böden 

 Geeignet: tiefgründige Böden ohne Vernässung 

 Meist weniger geeignet: flachgründige Böden mit anstehendem Gestein 
 

Abbildung 53: Eignung des Bodens für Erdwärmekollektoren. Quelle der Daten inkl. Legende: Energieatlas 
Rheinland-Pfalz. Eigene Darstellung der Energy Effizienz GmbH  

 

Die Wärmeentzugsleistung des Bodens wird in der folgenden Abbildung für eine Tiefe von 

2 Metern dargestellt, um unter anderem die Eignung für Erdwärmekollektoren darzustellen. 

In den grau gefärbten Gebieten sind die Voraussetzungen für Erdwärmekollektoren bspw. 

aufgrund des hohen Versiegelungsgrads eher ungünstig. Die restliche gelb markierte Fläche 

bietet sich jedoch mit einer Wärmeleitfähigkeit zwischen 1,2 bis < 1,4 W/m*K für den Bau der 

geothermischen Anlagen an. 
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 < 1.0 

 1.0 bis < 1.2 

 1.2 bis < 1.4 

 1.4 bis < 1.6 

 1.6 bis < 1.8 
 

Abbildung 54: Darstellung der mittleren Wärmeleitfähigkeit des Bodens für die Installation der 
Erdwärmekollektoren. Quelle der Daten inkl. Legende: Energieatlas Rheinland-Pfalz. Eigene Darstellung der 
Energy Effizienz GmbH  

 

Laut dem Energieatlas Rheinland-Pfalz sind auf der Gemarkung der Verbandsgemeinde 

Langenlonsheim-Stromberg keine Trinkwasser- und Heilquellenschutzwassergebiete zu 

finden. Allerdings beziehen sich einige aus der Perspektive des Wasserschutzrechts relevante 

Angelegenheiten auf Mineralwassereinzugsgebiete und andere Restriktionsgebiete im 

Südosten und am nördlichen Rande der Verbandsgemeinde. 
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Abbildung 55: Übersicht der aus der wasserschutzrechtlichen Perspektive eingeschränkter Gebiete für die 
Installation der Erdwärmekollektoren und -sonden. Für die genaue Erläuterung siehe Originalquelle. Quelle 
der Daten: Energieatlas Rheinland-Pfalz. Eigene Darstellung der EnergyEffizienz GmbH 

 

Die Daten der Energieatlanten bieten unter anderem die Übersicht der allgemeinen Effizienz 

der Fläche für die Installation der geothermischen Anlagen. Einige Gebiete im Nordwesten der 

Verbandsgemeindegemarkung den Einsatz der Erdwärmesonden wegen der vorhandenen 

Einschränkungen der Bohrtiefe eher nicht geeignet, allerdings bietet sich ca. 75% der 

restlichen Fläche für die erwähnte Technologie der Wärmegewinnung. 
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